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Nordrhein-Westfalen 

  

1a. 
Immatrikulations- 

 Voraussetzungen 
Hochschulen 

 
 

§ 48 HG1 Einschreibung 
(1) Eine Studienbewerberin oder ein Studienbewerber wird für einen oder 
mehrere Studiengänge eingeschrieben, wenn sie oder er die hierfür 
erforderliche Qualifikation und die sonstigen Zugangsvoraussetzungen 
nachweist und kein Einschreibungshindernis vorliegt. Die Einschreibung wird in 
der Einschreibungsordnung geregelt. Darin trifft die Hochschule auch 
Bestimmungen über Art, Umfang und Behandlung der zu erhebenden und zu 
verarbeitenden personenbezogenen Daten, die zur Erfüllung ihrer Aufgaben und 
insbesondere für einen mit maschinellen Verfahren und Datenträgern 
unterstützten Studierendenausweis erforderlich sind; sie unterrichtet die 
Studierenden über die Einsatzmöglichkeiten des Studierendenausweises. 
Minderjährige erlangen mit der Einschreibung die Befugnis, im Rahmen ihres 
Studiums alle verwaltungsrechtlichen Handlungen vorzunehmen; dies gilt auch 
für die Nutzung von Medien und Angeboten der Hochschule nach § 3. 
(2) Eine Studienbewerberin oder ein Studienbewerber kann für mehrere 
Studiengänge, für die eine Zulassungsbeschränkung mit Auswahlverfahren 
besteht, durch das Studienbewerberinnen und Studienbewerber vom 
Erststudium ausgeschlossen werden, nur eingeschrieben werden, wenn dies 
wegen einer für den berufsqualifizierenden Abschluss vorgeschriebenen 
Studiengangkombination erforderlich ist. 
(3) Ist der von der Studienbewerberin oder dem Studienbewerber gewählte 
Studiengang oder sind die gewählten Studiengänge mehreren Fachbereichen 
zugeordnet, so hat die Studienbewerberin oder der Studienbewerber bei der 
Einschreibung den Fachbereich zu wählen, dem sie oder er angehören will. 
Wird zwischen Hochschulen ein gemeinsamer Studiengang im Sinne des § 77 
Absatz 1 Satz 3 vereinbart, so werden die Studienbewerberinnen und 
Studienbewerber entsprechend der Vereinbarung nach § 77 Absatz 1 Satz 3 
eingeschrieben. 
(4) Die Einschreibung kann befristet werden, wenn der gewählte Studiengang 
an der Hochschule nur teilweise angeboten wird. Entsprechendes gilt, wenn der 
gewählte Studiengang Zulassungsbeschränkungen unterliegt und für einen Teil 
dieses Studiengangs eine höhere Ausbildungskapazität als für einen späteren 
Teil besteht. 
(5) Eine Studierende oder ein Studierender, die oder der nach Ablauf eines 
Semesters das Studium in demselben Studiengang fortsetzen will, hat sich 
innerhalb der vorgeschriebenen Fristen bei der Hochschule zurückzumelden. 
Auf Antrag können Studierende aus wichtigem Grund, auch zum Zwecke der 
Gründung eines Unternehmens, vom Studium beurlaubt werden; die 
Einschreibungsordnung kann das Nähere regeln. Beurlaubte Studierende sind 
an der Hochschule, an der sie eingeschrieben oder als Zweithörerin oder 
Zweithörer im Sinne des § 52 Absatz 2 zugelassen sind, nicht berechtigt, 
Studien- und Prüfungsleistungen zu erbringen, Teilnahmevoraussetzungen im 
Sinne des § 64 Absatz 2 Satz 1 Nummer 2 oder Leistungspunkte zu erwerben 
oder Prüfungen abzulegen. Satz 3 gilt nicht für die Wiederholung von nicht 
bestandenen Prüfungen und für Teilnahmevoraussetzungen, die Folge eines 
Auslands- oder Praxissemesters selbst sind, für das beurlaubt worden ist. Satz 
3 gilt auch nicht, wenn die Beurlaubung aufgrund der Pflege und Erziehung von 
Kindern im Sinne des § 25 Absatz 5 Bundesausbildungsförderungsgesetz sowie 
aufgrund der Pflege der Ehegattin oder des Ehegatten, der eingetragenen 
Lebenspartnerin oder des eingetragenen Lebenspartners oder eines in gerader 
Linie Verwandten oder im ersten Grad Verschwägerten erfolgt. 
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(6) Schülerinnen oder Schüler, die nach dem einvernehmlichen Urteil von 
Schule und Hochschule besondere Begabungen aufweisen, können im 
Einzelfall als Jungstudierende außerhalb der Einschreibungsordnung zu 
Lehrveranstaltungen und Prüfungen zugelassen werden. Ihre Studien- und 
Prüfungsleistungen werden auf Antrag bei einem späteren Studium 
angerechnet. 
(7) Die Teilnehmerinnen und Teilnehmer an einer Vorbereitung nach § 66 Absatz 
6 können während ihrer Teilnahme an der Vorbereitung und der Prüfung nach 
Maßgabe der Einschreibungsordnung als Studierende eingeschrieben werden; 
sie nehmen an Wahlen nicht teil. 
(8) Die Hochschule kann in ihrer Einschreibungsordnung vorsehen, dass eine 
Studienbewerberin oder ein Studienbewerber auf Antrag in Teilzeit in einen 
teilzeitgeeigneten Studiengang im Sinne des § 62a Absatz 2 eingeschrieben 
werden kann. Studierende in Teilzeit besitzen die Rechte und Pflichten eines in 
Vollzeit Studierenden; § 62a Absatz 4 bleibt unberührt. Die 
Einschreibungsordnung kann regeln, dass die in Teilzeit Studierenden an einer 
auf das Studium in Teilzeit ausgerichteten Studienberatung teilnehmen müssen. 
(9) Zur Verbesserung des Studienerfolgs und des Übergangs zwischen Schule 
und Hochschule kann die Hochschule in der Einschreibungsordnung 
bestimmen, dass Studienbewerberinnen und Studienbewerber vor der 
Einschreibung an einem Testverfahren, insbesondere einem Online-Self-
Assessment zur Reflexion des eigenen schulischen Wissensstandes und der 
fachlichen Anforderungen im angestrebten Studiengang, teilnehmen müssen, in 
dem ihre Eignung für den gewählten Studiengang getestet wird. Dies gilt 
insbesondere für Studiengänge mit einem ersten berufsqualifizierenden 
Abschluss aus den Fächergruppen Wirtschaftswissenschaften, Mathematik, 
Informatik, Naturwissenschaften, Technik sowie Rechtswissenschaft. Das 
Nähere regelt die Einschreibungsordnung; Satz 1 bleibt unberührt. 
(10) Studienbewerberinnen und Studienbewerber, die einen Sprachkurs für den 
Hochschulzugang besuchen wollen, um den Nachweis nach § 49 Absatz 10 zu 
erbringen, oder die eine Vorbereitung der Hochschule auf die Prüfung zur 
Feststellung der sprachlichen, fachlichen und methodischen Voraussetzungen 
für ein Studium (Feststellungsprüfung) besuchen wollen, können bis zum 
Bestehen oder endgültigen Nichtbestehen der jeweiligen Prüfung als 
Studierende eingeschrieben werden. Dies gilt auch für Studienbewerberinnen 
und Studienbewerber, die Ergänzungskurse im Sinne des § 49 Absatzes 5 Satz 
4 besuchen wollen. Mit dem Bestehen der Sprach- oder Feststellungsprüfung 
wird kein Anspruch auf Einschreibung in den Studiengang erworben. Die 
Hochschule kann Lehrveranstaltungen nach Satz 1 auch auf privatrechtlicher 
Grundlage anbieten und hierfür Entgelte erheben oder zur Durchführung der 
Lehrveranstaltungen mit Bildungseinrichtungen außerhalb des 
Hochschulbereichs in privatrechtlicher Form zusammenarbeiten. Die 
Feststellungsprüfung kann der Hochschule nach Maßgabe der von dem für das 
Schulwesen zuständigen Ministerium zu erlassenden Prüfungsordnung 
übertragen werden.  
 
§ 49 HG Zugang zum Hochschulstudium 
(1) Zugang zum Studium an Universitäten und Fachhochschulen hat, wer die 
allgemeine Hochschulreife oder die fachgebundene Hochschulreife nachweist; 
die allgemeine Hochschulreife berechtigt dabei uneingeschränkt zum Studium, 
die fachgebundene Hochschulreife nur zum Studium der im Zeugnis 
ausgewiesenen Studiengänge. Die Fachhochschulreife berechtigt zum Studium 
an Fachhochschulen. Zur Verbesserung der Chancengleichheit im Zugang zum 
Studium an Universitäten kann das Ministerium im Einvernehmen mit dem für 
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das Schulwesen zuständigen Ministerium durch Rechtsverordnung regeln, dass 
und nach welchen Maßgaben die Fachhochschulreife auch zum Studium an 
Universitäten berechtigt. 
(2) Das für das Schulwesen zuständige Ministerium regelt im Einvernehmen mit 
dem Ministerium durch Rechtsverordnung die Feststellung der Gleichwertigkeit 
von schulisch erlangten Vorbildungsnachweisen mit den 
Zugangsvoraussetzungen nach Absatz 1. 
(3) Das Ministerium regelt im Einvernehmen mit dem für das Schulwesen 
zuständigen Ministerium durch Rechtsverordnung die Feststellung der 
Gleichwertigkeit von hochschulisch erlangten Vorbildungsnachweisen mit den 
Zugangsvoraussetzungen nach Absatz 1. 
(4) Das Ministerium regelt im Einvernehmen mit dem für das Schulwesen 
zuständigen Ministerium durch Rechtsverordnung den Zugang zu einem 
Hochschulstudium auf Grund einer beruflichen Vorbildung. 
(5) Nach Maßgabe von Hochschulordnungen hat Zugang zu einem 
Hochschulstudium, wer nicht über die Zugangsvoraussetzungen nach den 
Absätzen 1 bis 4 verfügt, aber nach dem erfolgreichen Besuch einer 
Bildungseinrichtung im Ausland dort zum Studium berechtigt ist, und zusätzlich 
die Zugangsprüfung einer Hochschule bestanden hat. Durch die 
Zugangsprüfung wird festgestellt, ob die fachliche Eignung und die 
methodischen Fähigkeiten für das Studium eines Studienganges oder für das 
Studium bestimmter fachlich verwandter Studiengänge bestehen. Die 
Hochschulen dürfen sich wegen der Zugangsprüfung der Unterstützung durch 
Dritte bedienen. Die Hochschulen können für Personen, die die Zugangsprüfung 
bestanden haben, Ergänzungskurse anbieten. Das Nähere regelt das 
Ministerium im Benehmen mit dem für das Schulwesen zuständigen Ministerium 
durch Rechtsverordnung. 
(6) Zugang zu einem Studiengang, der mit einem Mastergrad abgeschlossen 
wird, hat, wer einen ersten berufsqualifizierenden Abschluss nachweist, auf dem 
der Masterstudiengang aufbaut. Abschlüsse von akkreditierten 
Bachelorausbildungsgängen an Berufsakademien sind Bachelorabschlüssen 
von Hochschulen gleichgestellt. Die Prüfungsordnungen können bestimmen, 
dass für einen Studiengang nach Satz 1 ein vorangegangener qualifizierter 
Abschluss nachzuweisen ist; es kann dabei nicht bestimmt werden, dass der 
vorangehende Abschluss durch eine Gesamtnote in einer bestimmten Höhe 
qualifiziert sein muss oder dass die Note einer Modulabschlussprüfung des 
vorangehenden Studienganges in einer bestimmten Höhe vorliegen muss, wenn 
der erfolgreiche Abschluss des Studienganges, der mit einem Mastergrad 
abschließt, Voraussetzung für die Aufnahme oder Ausübung eines 
reglementierten Berufs im Sinne des § 3 Absatz 5 des 
Berufsqualifikationsfeststellungsgesetzes NRW vom 28. Mai 2013 (GV. NRW. S. 
272) in der jeweils geltenden Fassung ist. Die Hochschule kann das Studium 
bereits vor dem Erwerb der Zugangsvoraussetzungen nach den Sätzen 1 bis 3 
eröffnen, wenn sie die Eignung insbesondere anhand einer nach den bislang 
vorliegenden Prüfungsleistungen ermittelten Durchschnittsnote feststellt. Die 
Einschreibung erlischt mit Wirkung für die Zukunft, wenn der Nachweis über die 
Erfüllung der Zugangsvoraussetzungen nicht bis zu einer von der Hochschule 
festgesetzten Frist eingereicht wird; die Frist darf die Dauer von sechs Monaten, 
gerechnet ab dem Zeitpunkt der Einschreibung, nicht überschreiten. 
(6a) Wird die Qualifikation des vorangegangenen qualifizierten Abschlusses im 
Sinne des Absatzes 6 Satz 3 an einer Note des vorangegangenen Abschlusses 
bemessen, ist Inhaberinnen und Inhabern eines nicht mit einer Abschlussnote 
versehenen Akademiebriefs einer Kunsthochschule Gelegenheit zu einem 
Einstufungstest zu geben. Wurden diese Inhaberinnen oder Inhaber zur 
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Meisterschülerin oder zum Meisterschüler ernannt, wird ihnen die im 
Bewertungsschema des Studienganges, der zu dem vorangehenden Abschluss 
führt, beste Note zugeordnet. 
(7) Die Prüfungsordnungen können bestimmen, dass neben den 
Zugangsvoraussetzungen nach den Absätzen 1 bis 6 eine 
studiengangbezogene besondere Vorbildung, künstlerische oder sonstige 
Eignung oder praktische Tätigkeit nachzuweisen ist. 
(8) Die Prüfungsordnungen können bestimmen, dass für einen Studiengang, der 
ganz oder teilweise in fremder Sprache stattfindet, neben den 
Zugangsvoraussetzungen nach den Absätzen 1 bis 7 die entsprechende 
Sprachkenntnis nachzuweisen ist. In einem Studiengang, der zu einem ersten 
berufsqualifizierenden Abschluss führt, darf keine Sprachkenntnis gefordert 
werden, die über eine mögliche schulische Bildung hinausgeht. 
(9) Die Ordnungen der Hochschulen können bestimmen, dass ausländische 
Studienbewerberinnen und Studienbewerber, die nicht durch oder auf Grund 
völkerrechtlicher Verträge Deutschen gleichgestellt sind, über die 
Zugangsvoraussetzungen nach den Absätzen 1 bis 8 hinaus ihre 
Studierfähigkeit in einer besonderen Prüfung nachweisen müssen. Bei 
Studienbewerberinnen und Studienbewerbern mit einer deutschen 
Hochschulzugangsberechtigung ist eine solche Prüfung nicht erforderlich. 
(10) Studienbewerberinnen und Studienbewerber müssen die für ihren 
Studiengang erforderlichen Kenntnisse der deutschen Sprache besitzen. Das 
Nähere regeln die Prüfungsordnungen, die für Studiengänge, die mit einer 
staatlichen Prüfung abgeschlossen werden, im Einvernehmen mit den jeweils 
zuständigen Fachministerien erlassen werden. 
(11) Die Prüfungsordnungen können bestimmen, dass von den 
Zugangsvoraussetzungen nach den Absätzen 1 bis 5 und 7 ganz oder teilweise 
abgesehen werden kann, wenn Studienbewerberinnen oder Studienbewerber 
eine studiengangbezogene besondere fachliche Eignung oder besondere 
künstlerisch-gestalterische Begabung und eine den Anforderungen der 
Hochschule entsprechende Allgemeinbildung nachweisen. Studierende mit einer 
Qualifikation gemäß Satz 1, denen die Hochschule anhand von wenigstens der 
Hälfte aller in einem Studiengang geforderten Studien- und Prüfungsleistungen 
den erfolgreichen Studienverlauf bescheinigt hat, dürfen ihr Studium an einer 
anderen Hochschule desselben Typs und dort auch in einem verwandten 
Studiengang fortsetzen. 
(12) Kenntnisse und Fähigkeiten, die für ein erfolgreiches Studium erforderlich 
sind, aber in anderer Weise als durch ein Studium erworben wurden, können in 
einer besonderen Hochschulprüfung (Einstufungsprüfung) nachgewiesen 
werden. Nach dem Ergebnis dieser Prüfung soll die Bewerberin oder der 
Bewerber in einem entsprechenden Abschnitt des Studienganges zum Studium 
zugelassen werden. Das Nähere regeln die Prüfungsordnungen, die für 
Studiengänge, die mit einer staatlichen Prüfung abgeschlossen werden, im 
Einvernehmen mit den jeweils zuständigen Fachministerien erlassen werden. 
 
§ 50 HG Einschreibungshindernisse 
(1) Die Einschreibung ist außer im Falle der fehlenden Qualifikation oder 
fehlender Nachweise gemäß § 48 Absatz 1 zu versagen, 
1.  wenn die Studienbewerberin oder der Studienbewerber in einem 

zulassungsbeschränkten Studiengang nicht zugelassen ist; 
2.  wenn die Studienbewerberin oder der Studienbewerber in dem gewählten 

Studiengang an einer Hochschule im Geltungsbereich des Grundgesetzes 
eine nach der Prüfungsordnung erforderliche Prüfung endgültig nicht 
bestanden hat; dies gilt entsprechend für Studiengänge, die eine erhebliche 
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inhaltliche Nähe zu dem bisherigen Studiengang aufweisen, soweit dies in 
Prüfungsordnungen bestimmt ist. 

(2) Die Einschreibung kann versagt werden, wenn die Studienbewerberin oder 
der Studienbewerber 
1.  an einer Krankheit leidet, durch die sie oder er die Gesundheit der 

Hochschulmitglieder, insbesondere der Studierenden, ernstlich gefährdet 
oder den ordnungsgemäßen Studienbetrieb ernstlich zu beeinträchtigen 
droht, 

2.  die für die Einschreibung vorgeschriebenen Formen und Fristen nicht 
beachtet hat, 

3.  den Nachweis über die Zahlung der zu entrichtenden Gebühren oder 
Beiträge nicht erbringt oder 

4.  an dem von der Einschreibungsordnung auf der Grundlage des § 48 Absatz 
9 vorgeschriebenen Testverfahren nicht teilgenommen hat. 

(3) Die Zulassung von Studienbewerberinnen und Studienbewerbern, die ein 
zeitlich begrenztes Studium ohne abschließende Prüfung durchführen wollen, 
kann von der Hochschule abweichend von Absatz 1 Nummer 1 geregelt werden. 
 
§ 52 HG Zweithörerinnen und Zweithörer, Gasthörerinnen und Gasthörer 
(1) Eingeschriebene und nicht beurlaubte Studierende anderer Hochschulen 
können als Zweithörerinnen oder Zweithörer mit der Berechtigung zum Besuch 
von Lehrveranstaltungen und zur Ablegung studienbegleitender Prüfungen 
zugelassen werden. Die Hochschule kann nach Maßgabe der 
Einschreibungsordnung die Zulassung von Zweithörerinnen oder Zweithörern 
unter den in § 59 genannten Voraussetzungen beschränken. 
(2) Zweithörerinnen oder Zweithörer können bei Vorliegen der Voraussetzungen 
des § 48 Absatz 1 und 2 für das Studium eines weiteren Studienganges 
zugelassen werden. Die Zulassung zu mehreren Studiengängen ist im Rahmen 
des § 77 Absatz 1 Satz 3 möglich. In den Fällen des § 77 Absatz 1 Satz 3 ist die 
Zulassung zum Studium des gemeinsamen Studienganges nach Maßgabe der 
Hochschulvereinbarung auch bei der Hochschule von Amts wegen zulässig, bei 
der die Studierenden nicht eingeschrieben sind. 
(3) Bewerberinnen und Bewerber, die an einer Hochschule einzelne 
Lehrveranstaltungen besuchen wollen, können als Gasthörerinnen oder 
Gasthörer oder zur Weiterbildung auch auf privatrechtlicher Grundlage im 
Rahmen der vorhandenen Studienmöglichkeiten zugelassen werden. Der 
Nachweis des Vorliegens der Zugangsvoraussetzungen nach § 49 ist nicht 
erforderlich. § 50 Absatz 2 gilt entsprechend. Gasthörerinnen und Gasthörer 
sind nicht berechtigt, Prüfungen abzulegen; § 62 Absatz 4 Satz 1 bleibt 
unberührt. 
 
Artikel 5 HochschulzulassungsStV2 Aufgaben im Zentralen 

Vergabeverfahren 
(1) Im Zentralen Vergabeverfahren hat die Stiftung die Aufgabe 
1.  Studienplätze für das erste Fachsemester an Hochschulen in 

Auswahlverfahren in den Quoten nach Artikel 9 Absatz 1 Satz 1 Nummern 
1, 2 und 4 sowie Artikel 10 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 und, soweit die 
Stiftung zuständig ist, nach Artikel 9 Absatz 1 Satz 2 zu vergeben, 

2.  die Hochschulen bei der Durchführung der Auswahlverfahren nach Artikel 
10 Absatz 1 Satz 1 Nummern 2 und 3 und, soweit die Hochschulen 
zuständig sind, nach Artikel 9 Absatz 1 Satz 2 zu unterstützen, 

3.  für einheitliche Maßstäbe zur Festsetzung von Zulassungszahlen zu 
sorgen. 
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(2) Die Vergabe der Studienplätze erfolgt für Deutsche sowie für ausländische 
Staatsangehörige und Staatenlose, die Deutschen gleichgestellt sind. 
Deutschen gleichgestellt sind Staatsangehörige eines anderen Mitgliedstaats 
der Europäischen Union sowie sonstige ausländische Staatsangehörige und 
Staatenlose, die eine deutsche Hochschulzugangsberechtigung besitzen. 
Verpflichtungen zur Gleichstellung weiterer Personen mit Deutschen auf Grund 
zwischenstaatlicher Vereinbarungen sind zu berücksichtigen. 
 
Artikel 9 HochschulzulassungsStV Vorabquoten 
(1) In einem Auswahlverfahren sind bis zu 20 Prozent der zur Verfügung 
stehenden Studienplätze vorzubehalten für: 
1.  Bewerberinnen und Bewerber, für die die Ablehnung des 

Zulassungsantrages eine außergewöhnliche Härte bedeuten würde, 
2.  Bewerberinnen und Bewerber, die sich auf Grund entsprechender 

Vorschriften verpflichtet haben, ihren Beruf in Bereichen besonderen 
öffentlichen Bedarfs auszuüben 

3.  ausländische Staatsangehörige und Staatenlose, soweit sie nicht 
Deutschen gleichgestellt sind, 

4.  Bewerberinnen und Bewerber, die bereits ein Studium in einem anderen 
Studiengang abgeschlossen haben (Bewerberinnen und Bewerber für ein 
Zweitstudium). 

Ferner kann nach Maßgabe des Landesrechts im Rahmen der Kapazität nach 
Satz 1 eine Quote für in der beruflichen Bildung Qualifizierte, die über keine 
sonstige Studienberechtigung verfügen, vorgesehen werden; wird die Quote 
nicht gebildet, erfolgt eine Beteiligung am Verfahren nach Artikel 10. 
(2) Die Quoten nach Absatz 1 werden für die Studienplätze je Studienort 
gebildet; je gebildeter Quote ist mindestens ein Studienplatz zur Verfügung zu 
stellen. Daneben kann bestimmt werden, dass der Anteil der Studienplätze für 
die Bewerbergruppen nach Absatz 1 Satz 1 Nummer 4 und Satz 2 an der 
Gesamtzahl der Studienplätze je Bewerbergruppe nicht größer sein darf als der 
Anteil der jeweiligen Bewerbergruppe an der Bewerbergesamtzahl. Nicht in 
Anspruch genommene Studienplätze aus den Quoten nach Absatz 1 werden 
nach Artikel 10 Absatz 1 vergeben. 
(3) Eine außergewöhnliche Härte liegt vor, wenn besondere, vor allem soziale 
und familiäre Gründe in der Person der Bewerberin oder des Bewerbers die 
sofortige Aufnahme des Studiums zwingend erfordern. 
(4) Bewerberinnen und Bewerber nach Absatz 1 Satz 1 Nummer 4 werden nach 
den Prüfungsergebnissen des Erststudiums und nach den für die Bewerbung für 
ein weiteres Studium maßgeblichen Gründen ausgewählt. 
(5) Bewerberinnen und Bewerber nach Absatz 1 Satz 2 werden nach Maßgabe 
des Landesrechts nach dem Grad der Eignung für den gewählten Studiengang 
und die sich typischerweise anschließenden Berufstätigkeiten ausgewählt. 
(6) Wer den Quoten nach Absatz 1 Satz 1 Nummern 2 bis 4 und Satz 2 
unterfällt, kann nicht im Verfahren nach Artikel 10 zugelassen werden; Absatz 1 
Satz 2 Halbsatz 2 bleibt unberührt. 
(7) Besteht in den Fällen des Absatzes 1 Satz 1 Nummern 1, 2 und 4 sowie Satz 
2 Ranggleichheit, wird vorrangig ausgewählt, wer dem Personenkreis nach 
Artikel 8 Absatz 3 Satz 1 angehört; im Falle des Absatzes 1 Satz 2 können 
durch Rechtsverordnung nach Artikel 12 weitere Kriterien vorgesehen werden. 
Besteht danach noch Ranggleichheit, entscheidet das Los. 
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Artikel 10 HochschulzulassungsStV Hauptquoten 
(1) Im Auswahlverfahren werden die nach Abzug der Studienplätze nach Artikel 
8 Absatz 3 Satz 2 und Artikel 9 verbleibenden Studienplätze an jeder 
Hochschule nach folgenden Grundsätzen vergeben: 
1.  zu 30 Prozent durch die Stiftung nach dem Ergebnis der 

Hochschulzugangsberechtigung, 
2.  zu 10 Prozent durch die Hochschulen nach dem Ergebnis eines 

Auswahlverfahrens nach Absatz 2, 
3.  im Übrigen von den Hochschulen nach dem Ergebnis eines 

Auswahlverfahrens nach Absatz 3. 
Die Länder tragen dafür Sorge, dass die Abiturdurchschnittsnoten innerhalb 
eines Landes und im Verhältnis der Länder untereinander hinsichtlich der 
jeweiligen Anforderungen und Bewertungen annähernd vergleichbar sind. 
Solange deren annähernde Vergleichbarkeit im Verhältnis der Länder 
untereinander nicht gewährleistet ist, erfolgt ein entsprechender Ausgleich bei 
der Auswahl der Bewerberinnen und Bewerber auf Basis von 
Prozentrangverfahren und unter Bildung von Landesquoten. Die Quote eines 
Landes bemisst sich zu einem Drittel nach seinem Anteil an der Gesamtzahl der 
Bewerberinnen und Bewerber für die nach Artikel 7 einbezogenen Studiengänge 
(Bewerberanteil) und zu zwei Dritteln nach seinem Anteil an der Gesamtzahl der 
Achtzehn- bis unter Einundzwanzigjährigen (Bevölkerungsanteil); für die Länder 
Berlin, Bremen und Hamburg werden die sich danach ergebenden Quoten um 
dreißig Prozent erhöht. Bei der Berechnung des Bewerberanteils werden nur 
Personen berücksichtigt, die eine Hochschulzugangsberechtigung besitzen, die 
von allen Ländern gegenseitig anerkannt ist. 
(2) In der Quote nach Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 vergibt die jeweilige 
Hochschule die Studienplätze nach Maßgabe des Landesrechts insbesondere 
1.  nach dem Ergebnis eines fachspezifischen Studieneignungstests, 
2.  nach dem Ergebnis eines Gesprächs oder anderer mündlicher Verfahren, 

die von der Hochschule mit den Bewerberinnen und Bewerbern 
durchgeführt werden, um Aufschluss über deren Eignung für das gewählte 
Studium und den angestrebten Beruf zu erhalten, 

3.  nach der Art einer abgeschlossenen Berufsausbildung oder Berufstätigkeit 
in einem anerkannten Ausbildungsberuf, die über die fachspezifische 
Eignung Auskunft gibt, 

4.  nach besonderen Vorbildungen, praktischen Tätigkeiten, außerschulischen 
Leistungen oder außerschulischen Qualifikationen, die über die 
fachspezifische Eignung Auskunft geben. 

Das Ergebnis der Hochschulzugangsberechtigung und deren Einzelnoten 
werden nicht berücksichtigt. Durch Landesrecht kann der Kriterienkatalog nach 
Satz 1 eingeschränkt werden. 
(3) In der Quote nach Absatz 1 Satz 1 Nummer 3 vergibt die jeweilige 
Hochschule die Studienplätze nach Maßgabe des jeweiligen Landesrechts 
insbesondere 
1.  nach folgenden Kriterien der Hochschulzugangsberechtigung: 

a.  Ergebnis der Hochschulzugangsberechtigung für das gewählte 
Studium (Note und Punkte), 

b.  gewichtete Einzelnoten der Hochschulzugangsberechtigung, die über 
die fachspezifische Eignung Auskunft geben; 

2.  nach folgenden Kriterien außerhalb der Hochschulzugangsberechtigung: 
a.  Ergebnis eines fachspezifischen Studieneignungstests, 
b.  Ergebnis eines Gesprächs oder anderer mündlicher Verfahren, die von 

der Hochschule mit den Bewerberinnen und Bewerbern durchgeführt 
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werden, um Aufschluss über deren Eignung für das gewählte Studium 
und den angestrebten Beruf zu erhalten, 

c.  Art einer abgeschlossenen Berufsausbildung oder Berufstätigkeit in 
einem anerkannten Ausbildungsberuf, die über die fachspezifische 
Eignung Auskunft gibt, 

d.  besondere Vorbildungen, praktische Tätigkeiten, außerschulische 
Leistungen oder außerschulische Qualifikationen, die über die 
fachspezifische Eignung Auskunft geben. 

In die Auswahlentscheidung ist neben dem Ergebnis der 
Hochschulzugangsberechtigung nach Satz 1 Nummer 1 mindestens ein 
schulnotenunabhängiges Kriterium einzubeziehen; im Studiengang Medizin ist 
zusätzlich mindestens ein weiteres schulnotenunabhängiges Kriterium zu 
berücksichtigen. Mindestens ein schulnotenunabhängiges Kriterium ist erheblich 
zu gewichten. In die Auswahlentscheidung fließt mindestens ein 
fachspezifischer Studieneignungstest nach Satz 1 Nummer 2 Buchstabe a ein. 
(4) Das jeweilige Landesrecht kann in den Quoten nach Absatz 1 Satz 1 
Nummern 2 und 3 Unterquoten zulassen oder festsetzen. Im Umfang von bis zu 
15 Prozent der Quote nach Absatz 1 Satz 1 Nummer 3 kann das Landesrecht 
abweichend von Absatz 3 Sätze 2 bis 4 zulassen oder festsetzen, dass in einer 
Unterquote nach Satz 1 ein Kriterium oder mehrere Kriterien ausschließlich 
nach Absatz 3 Satz 1 Nummer 1 oder ausschließlich nach Absatz 3 Satz 1 
Nummer 2 verwendet werden. 
(5) Die Kriterien nach den Absätzen 2 und 3 sind jeweils in standardisierter, 
strukturierter und qualitätsgesicherter Weise transparent anzuwenden. Sie 
müssen in ihrer Gesamtheit eine hinreichende Vorhersagekraft für den 
Studienerfolg und die sich typischerweise anschließenden Berufstätigkeiten 
gewährleisten. Wird ein Kriterium als einziges Kriterium verwendet, muss es 
eine hinreichende Vorhersagekraft für den Studienerfolg und die sich 
typischerweise anschließenden beruflichen Tätigkeiten haben. 
(6) Die Zahl der Teilnehmerinnen und Teilnehmer am Auswahlverfahren nach 
den Absätzen 2 und 3 kann nach Maßgabe des jeweiligen Landesrechts 
begrenzt werden; eine Vorauswahl nach dem Grad der Ortspräferenz darf nur 
für einen hinreichend beschränkten Anteil der nach den Absätzen 2 und 3 zu 
vergebenden Studienplätze und nur zur Durchführung aufwändiger 
individualisierter Auswahlverfahren erfolgen. 
(7) Besteht in den Fällen des Absatzes 1 Satz 1 Nummer 1 Ranggleichheit, wird 
vorrangig ausgewählt, wer dem Personenkreis nach Artikel 8 Absatz 3 Satz 1 
angehört. Besteht danach noch Ranggleichheit, entscheidet das Los. In den 
Fällen des Absatzes 1 Satz 1 Nummern 2 und 3 erfolgt eine Regelung durch 
das jeweilige Landesrecht. 
(8) Bei der Entscheidung über die Studienplatzvergabe ist zunächst die Quote 
nach Absatz 1 Satz 1 Nummer 1, dann die Quote nach Absatz 1 Satz 1 Nummer 
2 und danach die Quote nach Absatz 1 Satz 1 Nummer 3 abzuarbeiten. Durch 
Rechtsverordnung nach Artikel 12 kann für die Quoten nach Absatz 1 Nummern 
2 und 3 eine abweichende Reihenfolge festgelegt werden. Bewerberinnen und 
Bewerber, die in einer der Quoten ein Zulassungsangebot angenommen haben 
oder eine Zulassung erhalten haben, werden von der Teilnahme an weiteren 
Verfahren in den übrigen Quoten ausgeschlossen. 
(9) Nicht in Anspruch genommene Studienplätze aus den Quoten nach Absatz 1 
werden anteilig in den übrigen Quoten des Absatzes 1 vergeben. 
 
§ 5 HZG3 Besondere Bestimmungen für die örtliche Studienplatzvergabe 
(1) Die Auswahl und Zulassung zu internationalen Studiengängen, die eine 
Hochschule im Sinne des § 60 Abs. 2 Hochschulgesetz oder im Sinne des § 52 
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Abs. 2 Kunsthochschulgesetz gemeinsam mit einer ausländischen Hochschule 
betreibt, können die Hochschulen unter Berücksichtigung der Besonderheiten 
des Studiengangs durch Satzungen abweichend von § 3 Abs. 1 regeln; die 
Satzungen werden im Einvernehmen mit dem für die Hochschulen zuständigen 
Ministerium des Landes Nordrhein-Westfalen (Ministerium) erlassen. 
(2) Die Auswahl und Zulassung aufgrund einer besonderen Qualifikation im 
Sinne des § 49 Absatz 11 Satz 1 Hochschulgesetz oder im Sinne des § 41 
Absatz 11 Sätze 1 und 2 Kunsthochschulgesetz können die Hochschulen unter 
Berücksichtigung der Besonderheiten des Studiengangs durch Satzungen 
abweichend von § 3 Abs. 1 regeln. 
(3) Nach Maßgabe von Satzungen der Hochschulen werden Bewerberinnen und 
Bewerber, die einem auf Bundesebene gebildeten A-, B-, C- oder D/C-Kader 
eines Bundesfachverbandes des Deutschen Olympischen Sportbundes 
angehören, im Auswahl- und Zulassungsverfahren gemäß § 3 Abs. 1 vor den 
Bewerbern im Sinne von Artikel 9 Staatsvertrag ausgewählt; die Zahl der 
ausgewählten Bewerber werden auf die Quote gemäß Artikel 9 nicht 
angerechnet. 
(4) Soweit es die Besonderheiten des Studienganges erfordern, kann im 
Auswahl- und Zulassungsverfahren gemäß § 3 Abs. 1 bei sinngemäßer 
Anwendung von Artikel 9 Staatsvertrag in Einzelfällen der Anteil der 
Studienplätze für ausländische Staatsangehörige und Staatenlose, die nicht 
Deutschen gleichgestellt sind, bis zur Hälfte betragen; das Nähere bestimmen 
die Hochschulen durch Satzungen, die im Einvernehmen mit dem Ministerium 
erlassen werden. 
(5) Soweit neben dem Grad der Qualifikation eine studiengangbezogene 
besondere Vorbildung, künstlerische oder sonstige Eignung oder praktische 
Tätigkeit im Sinne des § 49 Absatz 7 und 8 Hochschulgesetz oder im Sinne des 
§ 41 Absatz 7 und 8 Kunsthochschulgesetz nachzuweisen ist, kann im Auswahl- 
und Zulassungsverfahren gemäß § 3 Abs. 1 bei sinngemäßer Anwendung von 
Artikel 10 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 oder 3 Staatsvertrag neben dem Grad der 
Qualifikation auch der Grad der Eignung berücksichtigt werden. Die Einzelheiten 
einschließlich der Feststellung des Grades der Eignung regeln die Hochschulen 
durch Satzungen. 
(6) Für die Auswahl und Zulassung zu Studiengängen, die mit einem 
Mastergrad abgeschlossen werden, tritt an die Stelle des Grades der 
Qualifikation das Prüfungszeugnis über den ersten berufsqualifizierenden 
Abschluss im Sinne des § 49 Absatz 6 Hochschulgesetz oder des § 41 Absatz 6 
Kunsthochschulgesetz oder nach Maßgabe von Satzungen der Hochschulen ein 
vorläufiges Zeugnis. In diesem Fall entfallen im Auswahl- und 
Zulassungsverfahren gemäß § 3 Abs. 1 bei der sinngemäßen Anwendung des 
Staatsvertrages die Quoten gemäß Artikel 10 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 und 2 
des Staatsvertrages; bei Studiengängen, die die Voraussetzung für die 
Einstellung in den Vorbereitungsdienst für ein Lehramt sind und mit einem 
Mastergrad abgeschlossen werden, beträgt die Quote gemäß Artikel 10 Absatz 
1 Satz 1 Nummer 2 Staatsvertrag ein Fünftel. Wenn der Studiengang aus 
mehreren Teilstudiengängen besteht, kann die Auswahl und Zulassung zu den 
Teilstudiengängen nach Maßgabe von Satzungen der Hochschulen nach dem 
Grad der Qualifikation in den Teilstudiengängen des vorangegangenen 
Studienganges erfolgen. 
(7) Für Studienfächer von Lehramtsstudiengängen kann die Hochschule im 
Auswahl- und Zulassungsverfahren gemäß § 3 Abs. 1 bei sinngemäßer 
Anwendung von Artikel 10 Absatz 1 Satz 1 Nummer 3 Staatsvertrag den Grad 
der Qualifikation verbessern, wenn für ein anderes zum Lehramtsstudiengang 
gehörendes Studienfach eine besondere studiengangbezogene Eignung im 
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Sinne des § 49 Absatz 7 und 8 Hochschulgesetz oder im Sinne des § 41 Absatz 
7 und 8 Kunsthochschulgesetz nachgewiesen ist. Die Einzelheiten regeln die 
Hochschulen durch Satzungen. 
 
§ 5 HZG Auswahl und Vergabe von Studienplätzen für höhere 
Fachsemester 
(1) Werden in einem Studiengang an einer Hochschule Zulassungszahlen für 
höhere Fachsemester festgesetzt, so werden die verfügbaren Studienplätze von 
der Hochschule an Bewerberinnen und Bewerber vergeben, die die 
Voraussetzungen für die Aufnahme in das betreffende höhere Fachsemester 
erfüllen. 
(2) Ist eine Auswahl unter den Bewerbern, die die Voraussetzungen des 
Absatzes 1 erfüllen, erforderlich, so kann bestimmt werden, dass die 
Studienplätze in folgender Rangfolge vergeben werden: 
1.  an Bewerberinnen und Bewerber, die in dem Studiengang für niedrigere 

Fachsemester zugelassen sind; 
2.  an Bewerberinnen und Bewerber, die aufgrund einer Einstufungsprüfung 

gemäß § 49 Absatz 12 Hochschulgesetz oder § 41 Absatz 12 
Kunsthochschulgesetz an der Hochschule in dem entsprechenden 
Studiengang und Studienabschnitt zum Studium zugelassen sind; 

3.  an Bewerberinnen und Bewerber, die für diesen Studiengang an einer 
Hochschule endgültig eingeschrieben sind oder waren; 

4.  an sonstige Bewerber. 
Bei der Vergabe von Studienplätzen innerhalb der Ranggruppe nach Nummern 
3 und 4 kann der Leistungsstand der Bewerber berücksichtigt werden; das 
Nähere regeln die Hochschulen durch Satzungen. 
(3) Nach Maßgabe von Satzungen der Hochschulen werden die Studienplätze 
abweichend von der in Absatz 2 genannten Rangfolge vorrangig an 
Bewerberinnen und Bewerber im Sinne des § 4 Abs. 3 vergeben. 
 
§ 11 HZG Ausführungsbestimmungen zum Staatsvertrag, 
Rechtsverordnungsermächtigung 
(1) Das Ministerium ist zuständige Landesbehörde im Sinne der Regelungen 
des Staatsvertrages, insbesondere im Sinne von Artikel 6 Absatz 4 des 
Staatsvertrages. Das Ministerium setzt die Zulassungszahlen im Sinne von 
Artikel 6 des Staatsvertrages durch Rechtsverordnung fest und erlässt die 
Rechtsverordnungen gemäß Artikel 12 des Staatsvertrages. Das Ministerium 
regelt hierbei durch Rechtsverordnung gemäß Artikel 12 des Staatsvertrags 
insbesondere das Nähere zur Ermittlung und Berücksichtigung des Ergebnisses 
der Hochschulzugangsberechtigung. 
(2) Das Ministerium regelt durch Rechtsverordnung insbesondere die 
Festsetzung von Zulassungszahlen, die Einzelheiten der Bewerbung sowie die 
Einzelheiten des Verfahrens für die Auswahl und Vergabe von Studienplätzen in 
örtlich zulassungsbeschränkten Studiengängen, einschließlich der dabei 
anzuwendenden inhaltlichen Kriterien; dabei hat es vor allem die in Artikel 12 
Absatz 1 des Staatsvertrages aufgeführten Befugnisse und kann die Anzahl von 
Wünschen zu Studiengängen, Studienfächern und Studienorten beschränken. 
Zur Sicherung der Chancengerechtigkeit bei der Auswahl und Zulassung zu 
Studiengängen, die mit einem Mastergrad abgeschlossen werden, kann das 
Ministerium durch Rechtsverordnung das Nähere für die Auswahl und die 
Zulassung zu den Teilstudiengängen im Sinne des § 10 Absatz 6 Satz 5 regeln. 
(3) Das Ministerium legt das Berechnungsverfahren im Sinne des § 2 Satz 2 
und die anzuwendenden Kriterien für die Ermittlung der jährlichen 
Aufnahmekapazitäten der einzelnen Hochschulen in einem Studiengang und für 
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die Festsetzung von studiengangspezifischen Normwerten durch 
Rechtsverordnung fest. Zur Erprobung kann für alle oder für einzelne 
Hochschulen eine von § 2 Satz 2 Halbsatz 2 abweichende Grundlage festgelegt 
werden. 
(4) Das Ministerium regelt auch für die Studienplatzvergabe in den örtlich 
zulassungsbeschränkten Studiengängen durch Rechtsverordnung das Nähere 
zur Ermittlung und Berücksichtigung des Ergebnisses der 
Hochschulzugangsberechtigung. Zudem kann das Ministerium im 
Einvernehmen mit dem für das Schulwesen zuständigen Ministerium für die 
Studienplatzvergabe in den örtlich zulassungsbeschränkten Studiengängen 
durch Rechtsverordnung das Nähere zu Verfahren und Methoden zur 
Herstellung einer annähernden Vergleichbarkeit der Durchschnittsnoten der 
Hochschulzugangsberechtigung der Bewerberinnen und Bewerber festlegen. 
(5) Zur Ausgestaltung und Sicherung des besonderen Bildungsauftrags der 
Fernuniversität Hagen nach dem Hochschulgesetz kann das Ministerium 
insbesondere hinsichtlich der Bewerberinnen und Bewerber für ein 
Zweitstudium sowie der Bewerberinnen und Bewerber, die Zugang zu einem 
Hochschulstudium auf Grund einer beruflichen Vorbildung erhalten, durch 
Rechtsverordnung das Nähere zu den Vorabquoten nach § 8 und den 
Hauptquoten nach § 9, insbesondere zu den Prozentzahlen, die den einzelnen 
Quoten zugewiesen werden, regeln. 
(6) Das Ministerium kann die Befugnisse nach den Absätzen 1 und 2 ganz oder 
teilweise auf die Hochschulen zu deren Regelung durch Ordnungen übertragen, 
die im Einvernehmen mit dem Ministerium erlassen werden. 
(7) Die Hochschulen sind berechtigt, die Serviceleistungen der Stiftung für 
Hochschulzulassung in zulassungsfreien Studiengängen in Anspruch zu 
nehmen; die Einzelheiten der Zusammenarbeit zwischen Hochschule und 
Stiftung sind von diesen vertraglich festzulegen. 
(8) Vertreterinnen und Vertreter der Hochschulen für die Organe der Stiftung für 
Hochschulzulassung werden durch die Präsidentinnen und Präsidenten oder die 
Rektorinnen und Rektoren der Hochschulen des Landes Nordrhein-Westfalen 
bestimmt. Vertreterinnen und Vertreter des Landes für die Organe der Stiftung 
für Hochschulzulassung werden vom Ministerium bestimmt. 
 

1b. 
Immatrikulations-
voraussetzungen 
Kunsthoch-
schulen 

§ 40 KunstHG4 Einschreibung 
(1) Eine Studienbewerberin oder ein Studienbewerber wird für einen oder 
mehrere Studiengänge eingeschrieben, wenn sie oder er die hierfür 
erforderliche Qualifikation und die sonstigen Zugangsvoraussetzungen 
nachweist und kein Einschreibungshindernis vorliegt. Die Einschreibung wird in 
der Einschreibungsordnung geregelt. Darin trifft die Kunsthochschule auch 
Bestimmungen über Art, Umfang und Behandlung der zu erhebenden und zu 
verarbeitenden personenbezogenen Daten, die zur Erfüllung ihrer Aufgaben und 
insbesondere für einen mit maschinellen Verfahren und Datenträgern 
unterstützten Studierendenausweis erforderlich sind; sie unterrichtet die 
Studierenden über die Einsatzmöglichkeiten des Studierendenausweises. 
Minderjährige erlangen mit der Einschreibung die Befugnis, im Rahmen ihres 
Studiums alle verwaltungsrechtlichen Handlungen vorzunehmen; dies gilt auch 
für die Nutzung von Medien und Angeboten der Hochschule nach § 3. 
(2) Ist der von der Studienbewerberin oder dem Studienbewerber gewählte 
Studiengang oder sind die gewählten Studiengänge mehreren Fachbereichen 
zugeordnet, so hat die Studienbewerberin oder der Studienbewerber bei der 
Einschreibung den Fachbereich zu wählen, dem sie oder er angehören will. 
Wird zwischen Kunsthochschulen ein gemeinsamer Studiengang im Sinne des 
§ 71 Absatz 1 vereinbart, so werden Studienbewerberinnen und 



Auswertung der Hochschulgesetze zum Thema 
Mehrsprachigkeit in Studiengängen 
Stand: 11.12.2023 

 

13 

 

Studienbewerber entsprechend der Vereinbarung nach § 71 Absatz 1 
eingeschrieben. 
(3) Die Einschreibung kann befristet werden, wenn der gewählte Studiengang 
an der Kunsthochschule nur teilweise angeboten wird. Entsprechendes gilt, 
wenn der gewählte Studiengang Zulassungsbeschränkungen unterliegt und für 
einen Teil dieses Studiengangs eine höhere Ausbildungskapazität als für einen 
späteren Teil besteht. Sieht das Verfahren der Feststellung der künstlerischen 
Eignung ein Orientierungsstudium vor, kann die Einschreibungsordnung die 
Befristung der Einschreibung zu dessen Ableistung regeln. 
(4) Eine Studierende oder ein Studierender, die oder der nach Ablauf eines 
Semesters das Studium in demselben Studiengang fortsetzen will, hat sich 
innerhalb der vorgeschriebenen Fristen bei der Kunsthochschule 
zurückzumelden. Auf Antrag können Studierende aus wichtigem Grund vom 
Studium beurlaubt werden; die Einschreibungsordnung kann das Nähere regeln. 
Beurlaubte Studierende sind an der Kunsthochschule, an der sie 
eingeschrieben oder als Zweithörerin oder Zweithörer im Sinne des § 44 Absatz 
2 zugelassen sind, nicht berechtigt, Studien- und Prüfungsleistungen zu 
erbringen, Teilnahmevoraussetzungen im Sinne des § 56 Absatz 2 Satz 1 
Nummer 2, Zulassungsvoraussetzungen im Sinne des § 56 Absatz 2 Satz 2 
Nummer 4 oder Leistungspunkte zu erwerben oder Prüfungen abzulegen. Satz 
3 gilt nicht für die Wiederholung von nicht bestandenen Prüfungen und für 
Teilnahme- und Zulassungsvoraussetzungen, die Folge eines Auslands- oder 
Praxissemesters selbst sind, für das beurlaubt worden ist. Satz 3 gilt auch nicht, 
wenn die Beurlaubung aufgrund der Pflege und Erziehung von Kindern im Sinne 
des § 25 Absatz 5 Bundesausbildungsförderungsgesetz sowie aufgrund der 
Pflege der Ehegattin oder des Ehegatten, der eingetragenen Lebenspartnerin 
oder des eingetragenen Lebenspartners oder eines in gerader Linie Verwandten 
oder im ersten Grad Verschwägerten erfolgt. 
(5) Schülerinnen oder Schüler, die nach dem Urteil der Kunsthochschule 
besondere Begabungen aufweisen, können im Einvernehmen mit der Schule im 
Einzelfall als Jungstudierende außerhalb der Einschreibungsordnung zu 
Lehrveranstaltungen und Prüfungen zugelassen werden. Ihre Studien- und 
Prüfungsleistungen werden auf Antrag bei einem späteren Studium 
angerechnet. 
(6) Die Teilnehmerinnen und Teilnehmer an einer Vorbereitung nach § 58 Absatz 
7 können während ihrer Teilnahme an der Vorbereitung und der Prüfung nach 
Maßgabe der Einschreibungsordnung als Studierende eingeschrieben werden; 
sie nehmen an Wahlen nicht teil. 
(7) Die Kunsthochschule kann in ihrer Einschreibungsordnung vorsehen, dass 
eine Studienbewerberin oder ein Studienbewerber auf Antrag in Teilzeit in einen 
teilzeitgeeigneten Studiengang im Sinne des § 54a Absatz 2 eingeschrieben 
werden kann. Studierende in Teilzeit besitzen die Rechte und Pflichten eines in 
Vollzeit Studierenden; § 54a Absatz 4 bleibt unberührt. Die 
Einschreibungsordnung kann regeln, dass die in Teilzeit Studierenden an einer 
auf das Studium in Teilzeit ausgerichteten Studienberatung teilnehmen müssen. 
(8) Studienbewerberinnen und Studienbewerber, die einen Sprachkurs für den 
Hochschulzugang besuchen wollen, um den Nachweis nach § 41 Absatz 10 zu 
erbringen, oder die eine Vorbereitung der Hochschule auf die Prüfung zur 
Feststellung der sprachlichen, fachlichen und methodischen Voraussetzungen 
für ein Studium (Feststellungsprüfung) besuchen wollen, können bis zum 
Bestehen oder endgültigen Nichtbestehen der jeweiligen Prüfung als 
Studierende eingeschrieben werden. Dies gilt auch für Studienbewerberinnen 
und Studienbewerber, die Ergänzungskurse im Sinne des § 41 Absatz 5 Satz 4 
besuchen wollen. Mit dem Bestehen der Sprach- oder Feststellungsprüfung wird 
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kein Anspruch auf Einschreibung in den Studiengang erworben. Die Hochschule 
kann Lehrveranstaltungen nach Satz 1 auch auf privatrechtlicher Grundlage 
anbieten und hierfür Entgelte erheben oder zur Durchführung der 
Lehrveranstaltungen mit Bildungseinrichtungen außerhalb des 
Hochschulbereichs in privatrechtlicher Form zusammenarbeiten. Die 
Feststellungsprüfung kann der Hochschule nach Maßgabe der von dem für das 
Schulwesen zuständigen Ministerium zu erlassenden Prüfungsordnung 
übertragen werden. 
 
§ 41 KunstHG Zugang zum Hochschulstudium 
(1) Zugang zum Studium an Kunsthochschulen hat, wer die allgemeine 
Hochschulreife oder die fachgebundene Hochschulreife nachweist; die 
allgemeine Hochschulreife berechtigt dabei uneingeschränkt zum Studium, die 
fachgebundene Hochschulreife nur zum Studium der im Zeugnis 
ausgewiesenen Studiengänge. Zur Verbesserung der Chancengleichheit im 
Zugang zum Studium an Universitäten kann das Ministerium im Einvernehmen 
mit dem für das Schulwesen zuständigen Ministerium durch Rechtsverordnung 
regeln, dass und nach welchen Maßgaben die Fachhochschulreife auch zum 
Studium an Kunsthochschulen berechtigt. Abweichend von Satz 1 kann für die 
Ausbildung zur Musikschullehrerin oder zum Musikschullehrer und zur 
Musiklehrerin oder zum Musiklehrer die Hochschulzugangsberechtigung auch 
durch die Fachoberschulreife nachgewiesen werden. 
(2) Das für das Schulwesen zuständige Ministerium regelt im Einvernehmen mit 
dem Ministerium durch Rechtsverordnung die Feststellung der Gleichwertigkeit 
von schulisch erlangten Vorbildungsnachweisen mit den 
Zugangsvoraussetzungen nach Absatz 1. 
(3) Das Ministerium regelt im Einvernehmen mit dem für das Schulwesen 
zuständigen Ministerium durch Rechtsverordnung die Feststellung der 
Gleichwertigkeit von hochschulisch erlangten Vorbildungsnachweisen mit den 
Zugangsvoraussetzungen nach Absatz 1. 
(4) Das Ministerium regelt im Einvernehmen mit dem für das Schulwesen 
zuständigen Ministerium durch Rechtsverordnung den Zugang zu einem 
Hochschulstudium auf Grund einer beruflichen Vorbildung. 
(5) Nach Maßgabe von Hochschulordnungen hat Zugang zu einem 
Hochschulstudium, wer nicht über die Zugangsvoraussetzungen nach den 
Absätzen 1 bis 4 verfügt, aber nach dem erfolgreichen Besuch einer 
Bildungseinrichtung im Ausland dort zum Studium berechtigt ist, und zusätzlich 
die Zugangsprüfung einer Hochschule bestanden hat. Durch die 
Zugangsprüfung wird festgestellt, ob die fachliche Eignung und die 
methodischen Fähigkeiten für das Studium eines Studienganges oder für das 
Studium bestimmter fachlich verwandter Studiengänge bestehen. Die 
Hochschulen dürfen sich wegen der Zugangsprüfung der Unterstützung durch 
Dritte bedienen. Die Hochschulen können für Personen, die die Zugangsprüfung 
bestanden haben, Ergänzungskurse anbieten. Das Nähere regelt das 
Ministerium im Benehmen mit dem für das Schulwesen zuständigen Ministerium 
durch Rechtsverordnung. 
(6) Zugang zu einem Studiengang, der mit einem Mastergrad abgeschlossen 
wird, hat, wer einen ersten berufsqualifizierenden Abschluss nachweist, auf dem 
der Masterstudiengang aufbaut. Abschlüsse von akkreditierten 
Bachelorausbildungsgängen an Berufsakademien sind Bachelorabschlüssen 
von Hochschulen gleichgestellt. Die Prüfungsordnungen können bestimmen, 
dass für einen Studiengang nach Satz 1 ein vorangegangener qualifizierter 
Abschluss nachzuweisen ist. Die Kunsthochschule kann das Studium bereits 
vor dem Erwerb der Zugangsvoraussetzungen nach den Sätzen 1 bis 3 
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eröffnen, wenn sie die Eignung insbesondere anhand einer nach den bislang 
vorliegenden Prüfungsleistungen ermittelten Durchschnittsnote feststellt. Die 
Einschreibung erlischt mit Wirkung für die Zukunft, wenn der Nachweis über die 
Erfüllung der Zugangsvoraussetzungen nicht bis zu einer von der 
Kunsthochschule festgesetzten Frist eingereicht wird; die Frist darf die Dauer 
von sechs Monaten, gerechnet ab dem Zeitpunkt der Einschreibung, nicht 
überschreiten. 
(7) Zusätzlich zum Nachweis der Qualifikation nach den Absätzen 1 bis 6 ist in 
künstlerischen Studiengängen als weitere Voraussetzung der Nachweis der 
künstlerischen Eignung für den gewählten Studiengang zu erbringen. Die 
Prüfungsordnungen können zudem bestimmen, dass neben den 
Zugangsvoraussetzungen nach Satz 1 sowie den Absätzen 1 bis 6 eine 
studiengangbezogene besondere Vorbildung, eine sonstige Eignung oder 
praktische Tätigkeit nachzuweisen ist. 
(8) Die Prüfungsordnungen können bestimmen, dass für einen Studiengang, der 
ganz oder teilweise in fremder Sprache stattfindet, neben den 
Zugangsvoraussetzungen nach den Absätzen 1 bis 7 die entsprechende 
Sprachkenntnis nachzuweisen ist. In einem Studiengang, der zu einem ersten 
berufsqualifizierenden Abschluss führt, darf keine Sprachkenntnis gefordert 
werden, die über eine mögliche schulische Bildung hinausgeht. 
(9) Die Ordnungen der Kunsthochschulen können bestimmen, dass 
ausländische Studienbewerberinnen und Studienbewerber, die nicht durch oder 
auf Grund völkerrechtlicher Verträge Deutschen gleichgestellt sind, über die 
Zugangsvoraussetzungen nach den Absätzen 1 bis 8 hinaus ihre oder seine 
Studierfähigkeit in einer besonderen Prüfung nachweisen müssen. Bei 
Studienbewerberinnen und Studienbewerbern mit einer deutschen 
Hochschulzugangsberechtigung ist eine solche Prüfung nicht erforderlich. 
(10) Studienbewerberinnen und Studienbewerber müssen die für ihren 
Studiengang erforderlichen Kenntnisse der deutschen Sprache besitzen. Das 
Nähere regeln die Prüfungsordnungen. 
(11) Die Prüfungsordnungen können bestimmen, dass von den 
Zugangsvoraussetzungen nach den Absätzen 1 bis 5 und Absatz 7 Satz 2, für 
künstlerische Masterstudiengänge zudem nach Absatz 6, ganz oder teilweise 
abgesehen werden kann, wenn Studienbewerberinnen oder Studienbewerber 
eine studiengangbezogene besondere fachliche Eignung oder besondere 
künstlerische oder gestalterische Begabung und eine den Anforderungen der 
Hochschule entsprechende Allgemeinbildung nachweisen. Das Gleiche gilt für 
Schülerinnen oder Schüler, die eine besondere künstlerische oder 
gestalterische Begabung aufweisen; der Erwerb eines Hochschulgrades oder 
eines Studienabschlusses, der auf Grund einer staatlichen oder kirchlichen 
Prüfung erworben wird, ist erst zulässig, wenn eine den Anforderungen der 
Hochschule entsprechende Allgemeinbildung nachgewiesen wird. Studierende 
mit einer Qualifikation gemäß Satz 1 oder 2, denen die Kunsthochschule 
anhand von wenigstens der Hälfte aller in einem Studiengang geforderten 
Studien- und Prüfungsleistungen den erfolgreichen Studienverlauf bescheinigt 
hat, dürfen ihr Studium an einer anderen Hochschule desselben Typs und dort 
auch in einem verwandten Studiengang fortsetzen. 
(12) Kenntnisse und Fähigkeiten, die für ein erfolgreiches Studium erforderlich 
sind, aber in anderer Weise als durch ein Studium erworben wurden, können in 
einer besonderen Hochschulprüfung (Einstufungsprüfung) nachgewiesen 
werden. Nach dem Ergebnis dieser Prüfung soll die Bewerberin oder der 
Bewerber in einem entsprechenden Abschnitt des Studienganges zum Studium 
zugelassen werden. Das Nähere regeln die Prüfungsordnungen, die für 
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Studiengänge, die mit einer staatlichen Prüfung abgeschlossen werden, im 
Einvernehmen mit den jeweils zuständigen Fachministerien erlassen wird. 
 
§ 42 KunstHG Einschreibungshindernisse 
(1) Die Einschreibung ist außer im Falle der fehlenden Qualifikation oder 
fehlender Nachweise gemäß § 40 Absatz 1 zu versagen, wenn die 
Studienbewerberin oder der Studienbewerber in dem gewählten Studiengang an 
einer Hochschule im Geltungsbereich des Grundgesetzes eine nach der 
Prüfungsordnung erforderliche Prüfung endgültig nicht bestanden hat; dies gilt 
entsprechend für verwandte oder vergleichbare Studiengänge, soweit dies in 
Prüfungsordnungen bestimmt ist. 
(2) Die Einschreibung kann versagt werden, wenn die Studienbewerberin oder 
der Studienbewerber 
1.  an einer Krankheit leidet, durch die sie oder er die Gesundheit der 

Hochschulmitglieder, insbesondere der Studierenden, ernstlich gefährdet 
oder den ordnungsgemäßen Studienbetrieb ernstlich zu beeinträchtigen 
droht, 

2.   die für die Einschreibung vorgeschriebenen Formen und Fristen nicht 
beachtet hat oder 

3.  den Nachweis über die Zahlung der zu entrichtenden Gebühren oder 
Beiträge nicht erbringt. 

 
§ 44 KunstHG Zweithörerinnen oder Zweithörer, Gasthörerinnen oder 
Gasthörer 
(1) Eingeschriebene und nicht beurlaubte Studierende anderer Hochschulen 
können als Zweithörerinnen oder Zweithörer mit der Berechtigung zum Besuch 
von Lehrveranstaltungen und zur Ablegung studienbegleitender Prüfungen 
zugelassen werden. Die Kunsthochschule kann nach Maßgabe der 
Einschreibungsordnung die Zulassung von Zweithörerinnen oder Zweithörern 
unter den in § 51 Absatz 2 bis 4 genannten Voraussetzungen beschränken. 
(2) Zweithörerinnen oder Zweithörer können bei Vorliegen der Voraussetzungen 
des § 40 Absatz 1 für das Studium eines weiteren Studienganges zugelassen 
werden. Die Zulassung zu mehreren Studiengängen ist im Rahmen des § 71 
Absatz 1 oder 2 möglich. In den Fällen des § 71 Absatz 1 ist die Zulassung zum 
Studium des gemeinsamen Studienganges nach Maßgabe der 
Hochschulvereinbarung auch bei der Kunsthochschule von Amts wegen 
zulässig, bei der die Studierenden nicht eingeschrieben sind. 
(3) Bewerberinnen und Bewerber, die an einer Kunsthochschule einzelne 
Lehrveranstaltungen besuchen wollen, können als Gasthörerinnen oder 
Gasthörer oder zur Weiterbildung auch auf privatrechtlicher Grundlage im 
Rahmen der vorhandenen Studienmöglichkeiten zugelassen werden. Der 
Nachweis der Qualifikation nach § 41 ist nicht erforderlich. § 42 Absatz 2 gilt 
entsprechend. Gasthörerinnen und Gasthörer sind nicht berechtigt, Prüfungen 
abzulegen; § 54 Absatz 4 Satz 1 bleibt unberührt. 
 

2a.  
Studiengangs-
einrichtung, 
Ordnungen, 
Akkreditierung 
Hochschulen 

 
 
 

§ 7 HG5 Qualitätssicherung durch Akkreditierung und Evaluation 
(1) Die Studiengänge sind nach Maßgabe des 
Studienakkreditierungsstaatsvertrags vom 12. Juni 2017 (GV. NRW. S. 806) und 
der auf seiner Grundlage erlassenen Vorschriften zu akkreditieren und zu 
reakkreditieren. Die Aufnahme des Studienbetriebs setzt den erfolgreichen 
Abschluss der Akkreditierung voraus; die aus dem Akkreditierungsverfahren 
resultierenden Auflagen sind umzusetzen. Ausnahmen von den Sätzen 1 und 2 
bedürfen der Genehmigung durch das Ministerium. Das Ministerium ist 
zuständige Landesbehörde im Sinne der Regelungen des 
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Studienakkreditierungstaatsvertrages, insbesondere im Sinne von Artikel 4 
Absatz 1 bis 5 sowie 16 des Studienakkreditierungstaatsvertrages. 
(2) Zur Qualitätsentwicklung und -sicherung überprüfen und bewerten die 
Hochschulen regelmäßig die Erfüllung ihrer Aufgaben, insbesondere im Bereich 
der Lehre und im Hinblick auf den Studienerfolg. Die Evaluationsverfahren 
regeln die Hochschulen in Ordnungen, die auch Bestimmungen über Art, 
Umfang und Behandlung der zu verarbeitenden personenbezogenen Daten der 
Mitglieder und Angehörigen enthalten, die zur Bewertung notwendig sind. Die 
Evaluation soll auf der Basis geschlechtsdifferenzierter Daten erfolgen. Die 
Ergebnisse der Evaluation sind zu veröffentlichen. 
(3) Das Ministerium kann hochschulübergreifende, vergleichende 
Begutachtungen der Qualitätssicherungssysteme der Hochschulen sowie 
Struktur- und Forschungsevaluationen veranlassen. Die Evaluationsberichte 
werden veröffentlicht. 
(4) Alle Mitglieder und Angehörigen der Hochschule haben die Pflicht, an 
Akkreditierung und Evaluation im erforderlichen Umfang mitzuwirken. 
 
§ 60 HG Studiengänge 
(1) Studiengänge im Sinne dieses Gesetzes werden durch Prüfungsordnungen 
geregelt; Studiengänge, die mit einer staatlichen oder kirchlichen Prüfung 
abgeschlossen werden, können ergänzend auch durch Ordnungen geregelt 
werden. Sie führen in der Regel zu einem berufsqualifizierenden Abschluss. Als 
berufsqualifizierend im Sinne dieses Gesetzes gilt auch der Abschluss von 
Studiengängen, durch die die fachliche Eignung für einen beruflichen 
Vorbereitungsdienst oder eine berufliche Einführung vermittelt wird; für diese 
Studiengänge gilt § 66 Absatz 6 entsprechend. 
(2) Die Hochschulen können fremdsprachige Lehrveranstaltungen anbieten 
sowie fremdsprachige Studiengänge sowie gemeinsam mit ausländischen, 
insbesondere europäischen Partnerhochschulen internationale Studiengänge 
entwickeln, in denen bestimmte Studienabschnitte und Prüfungen an der 
ausländischen Hochschule erbracht werden. 
(3) Die Hochschulen strukturieren ihre Studiengänge in Modulform und führen 
ein landeseinheitliches Leistungspunktsystem ein. Das Ministerium kann 
Ausnahmen für künstlerische Studiengänge vorsehen. 
 
§ 62a HG Studium in Teilzeit; Teilzeitstudium 
(1) Die Hochschule soll das Lehrangebot so organisieren, dass das Studium 
auch als Teilzeitstudium erfolgen kann. 
(2) Die Hochschule prüft, ob und inwieweit die von ihr angebotenen 
Studiengänge für ein Studium in Teilzeit geeignet sind; Absatz 1 bleibt 
unberührt. Die Liste der für ein Studium in Teilzeit geeigneten Studiengänge ist 
in geeigneter Weise zu veröffentlichen. 
(3) In der Prüfungsordnung kann für Studierende in Teilzeit nach § 48 Absatz 8 
eine individualisierte Regelstudienzeit in vollen Semestern geregelt werden, 
deren Dauer dem Verhältnis der Arbeitsbelastung des Studierenden in Teilzeit 
zu der Arbeitsbelastung eines Studierenden in Vollzeit und damit der generellen 
Regelstudienzeit dem Verhältnis nach entspricht. 
(4) Die Einschreibungsordnung kann vorsehen, dass Studierende in Teilzeit 
nach § 48 Absatz 8 innerhalb ihres gewählten Studienganges nur entsprechend 
dem Verhältnis der generellen Regelstudienzeit zu ihrer individualisierten 
Regelstudienzeit zum Besuch von Lehrveranstaltungen berechtigt sind, Studien- 
und Prüfungsleistungen erbringen können, Teilnahmevoraussetzungen im Sinne 
des § 64 Absatz 2 Satz 1 Nummer 2 oder Leistungspunkte erwerben oder 
Prüfungen ablegen können; § 59 bleibt ansonsten unberührt. 
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§ 64 HG Prüfungsordnungen 
(1) Hochschulprüfungen werden auf Grund von Prüfungsordnungen abgelegt, 
die nach Überprüfung durch das Rektorat vom Fachbereichsrat auf Vorschlag 
des Studienbeirats zu erlassen sind. Falls der Fachbereichsrat einem Vorschlag 
des Studienbeirats nicht folgen oder ohne einen Vorschlag entscheiden will, 
kann er, soweit die Entscheidung organisatorische Regelungen der 
Prüfungsordnung betrifft, mit einer Mehrheit von zwei Dritteln seiner Stimmen 
den Vorschlag ersetzen oder ohne einen Vorschlag entscheiden; betrifft der 
Entscheidungsgegenstand andere als organisatorische Regelungen, reicht die 
Mehrheit seiner Stimmen. Organisatorische Regelungen im Sinne des Satzes 2 
sind die Anzahl der Prüfungen und der Module, das Prüfungsverfahren sowie 
die Anordnung einer verpflichtenden Teilnahme der Studierenden an 
Lehrveranstaltungen als Teilnahmevoraussetzung im Sinne des Absatzes 2 Satz 
1 Nummer 2. 
(2) Hochschulprüfungsordnungen müssen insbesondere regeln: 
1.  Das Ziel des Studiums, den zu verleihenden Hochschulgrad und die Zahl 

der Module, 
2.  den Inhalt, das Qualifikationsziel, die Lehrform, die 

Teilnahmevoraussetzungen, die Arbeitsbelastung und die Dauer der 
Prüfungsleistungen der Module, 

3.  die Voraussetzungen der in den Studiengang integrierten 
Auslandssemester, Praxissemester oder anderen berufspraktischen 
Studienphasen, 

4.  die Zahl und die Voraussetzungen für die Wiederholung von 
Prüfungsleistungen, 

5.  nachteilsausgleichende Regelungen für Studierende, die auf Grund einer 
Behinderung oder chronischen Erkrankung oder auf Grund der 
mutterschutzrechtlichen Bestimmungen an der Ableistung einer Prüfung 
oder dem Erwerb einer Teilnahmevoraussetzung im Sinne von Nummer 2 in 
der in der Prüfungsordnung vorgesehenen Weise gehindert sind, 

6.  die Grundsätze der Bewertung einzelner Prüfungsleistungen einschließlich 
der Höchstfristen für die Mitteilung der Bewertung von Prüfungen und die 
Anerkennung von in anderen Studiengängen oder an anderen Hochschulen 
erbrachten Leistungen, 

7.  die Prüfungsorgane und das Prüfungsverfahren, 
8.  die Folgen der Nichterbringung von Prüfungsleistungen und des Rücktritts 

von einer Prüfung sowie das innerhalb der Hochschule einheitlich geregelte 
Nähere zur Art und Weise der Erbringung des Nachweises der 
krankheitsbedingten Prüfungsunfähigkeit, 

9.  die Folgen von Verstößen gegen Prüfungsvorschriften, 
10.  die Einsicht in die Prüfungsakten nach den einzelnen Prüfungen und die 

Fertigung einer Kopie oder einer sonstigen originalgetreuen Reproduktion. 
In der Prüfungsordnung kann geregelt werden, dass Hochschulprüfungen in 
elektronischer Form oder in elektronischer Kommunikation (Online-Prüfungen) 
abgelegt werden können. Hierbei sind insbesondere Bestimmungen zum 
Datenschutz zu treffen. 
(2a) Hinsichtlich des Mutterschutzes gelten die entsprechenden Bestimmungen 
des Mutterschutzgesetzes. Die Regelungen über den Nachteilsausgleich nach 
Absatz 2 Satz 1 Nummer 5 können insbesondere Abweichungen im Hinblick auf 
die Ableistung der Prüfung, auch hinsichtlich ihrer Form, auf die Dauer der 
Prüfung, auf die Benutzung von Hilfsmitteln oder Hilfspersonen sowie auf die 
Zahl und die Voraussetzungen für die Wiederholung von Prüfungsleistungen 
vorsehen; der Nachteilsausgleich wird auf Antrag einzelfallbezogen gewährt. Er 
soll sich bei Menschen mit Behinderung oder chronischer Erkrankung, soweit 
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nicht mit einer Änderung des Krankheits- oder Behinderungsbildes zu rechnen 
ist, auf alle im Verlauf des Studiums abzuleistenden Prüfungen erstrecken. Die 
Sätze 2 und 3 gelten für den Erwerb einer Teilnahmevoraussetzung im Sinne 
des Absatzes 2 Satz 1 Nummer 2 entsprechend. 
(3) Die Hochschulen können durch Prüfungsordnung oder durch Ordnung 
regeln, dass die Anmeldung zum Erstversuch einer Prüfung spätestens drei 
Semester 
1.  nach dem Semester, in dem der Besuch der Lehrveranstaltung, dem die 

Prüfung nach dem Studienplan oder dem Studienablaufplan zugeordnet ist, 
nach diesen Plänen vorgesehen war, oder 

2.  nach dem Besuch dieser Lehrveranstaltung 
erfolgen muss; desgleichen können in der Prüfungsordnung oder in einer 
Ordnung Fristen für die Wiederholung der Prüfung festgesetzt werden. In den 
Fällen des Satzes 1 verlieren die Studierenden den Prüfungsanspruch, wenn sie 
nicht innerhalb des vorgegebenen Zeitraumes die Lehrveranstaltung besuchen 
oder sich zur Prüfung oder zur Wiederholungsprüfung melden, es sei denn, sie 
weisen nach, dass sie das Versäumnis der Frist nicht zu vertreten haben. 
Vorbehaltlich anderweitiger staatlicher Regelungen oder Regelungen in 
Leistungspunktsystemen können die Hochschulen in 
Hochschulprüfungsordnungen sowie für Studiengänge mit staatlichen oder 
kirchlichen Prüfungen in besonderen Ordnungen vorsehen, dass die 
Wiederholung von Teilnahmevoraussetzungen im Sinne des Absatzes 2 Satz 1 
Nummer 2 beschränkt werden kann. 
(3a) Die Fristen im Sinne des Absatzes 3 verlängern sich 
1.  für die Pflege und Erziehung von minderjährigen Kindern im Sinne des § 25 

Absatz 5 des Bundesausbildungsförderungsgesetzes um drei Semester pro 
Kind, 

2.  für die Mitwirkung als gewählte Vertreterin oder gewählter Vertreter in 
Organen der Hochschule, der Studierendenschaft, der Fachschaften der 
Studierendenschaft oder der Studierendenwerke um insgesamt bis zu 
höchstens vier Semester, 

3.  für die Wahrnehmung des Amtes der Gleichstellungsbeauftragten um bis zu 
höchstens vier Semester, 

4.  um die Zeit der studienzeitverlängernden Auswirkungen einer Behinderung 
oder einer schweren Erkrankung und 

5.  um bis zu drei Semestern für die Zeit, in der Studierende eine 
Verantwortung für nahe Angehörige mit Pflege- und Unterstützungsbedarf 
wahrnehmen. 

Bei Studierenden in Teilzeit nach § 48 Absatz 8 verlängern sich die Fristen im 
Sinne des Absatzes 3 entsprechend dem Verhältnis ihres Studiums in Teilzeit 
zum Studium in Vollzeit. 
(4) Vor dem Erlass staatlicher Prüfungsordnungen sind die betroffenen 
Hochschulen zu hören. Zu geltenden staatlichen Prüfungsordnungen können 
die betroffenen Hochschulen Änderungsvorschläge vorlegen, die mit ihnen zu 
erörtern sind. Ordnungen der Hochschule über Zwischenprüfungen oder 
sonstige Prüfungen in Studiengängen, die mit einer staatlichen Prüfung 
abgeschlossen werden, bedürfen der Zustimmung des für die Prüfungsordnung 
zuständigen Fachministeriums im Einvernehmen mit dem Ministerium. 
 

2b. 
Studiengangs-
einrichtung, 
Ordnungen, 
Akkreditierung 

§ 7 KunstHG6 Qualitätssicherung 
(1) Die Besonderheiten der Kunsthochschulen erfordern Ausnahmen vom 
Grundsatz der Akkreditierung in künstlerischen Studiengängen. Die 
Studiengänge sind grundsätzlich nach Maßgabe des 
Studienakkreditierungsstaatsvertrags vom 12. Juni 2017 (GV. NRW. S. 806) und 
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Kunsthoch-
schulen 

der auf seiner Grundlage erlassenen Vorschriften unter Berücksichtigung der 
besonderen Aufgaben der Kunsthochschulen zu akkreditieren und zu 
reakkreditieren. Die Aufnahme des Studienbetriebs setzt den erfolgreichen 
Abschluss der Akkreditierung voraus; die aus dem Akkreditierungsverfahren 
resultierenden Auflagen sind umzusetzen. Ausnahmen von den Sätzen 2 und 3 
sind nach Maßgabe von Vereinbarungen zwischen dem Ministerium und der 
Kunsthochschule zulässig. Das Ministerium ist zuständige Landesbehörde im 
Sinne der Regelungen des Studienakkreditierungstaatsvertrags, insbesondere 
im Sinne von Artikel 4 Absatz 1 bis 5 sowie 16 des 
Studienakkreditierungstaatsvertrags. 
(2) Zur Qualitätsentwicklung und -sicherung überprüfen und bewerten die 
Kunsthochschulen unter Berücksichtigung ihrer besonderen Aufgaben 
regelmäßig die Erfüllung ihrer Aufgaben, insbesondere im Bereich der Lehre. 
Die Überprüfung und Bewertung nach Satz 1 unterliegt insbesondere 
hinsichtlich der Lehre den besonderen Gegebenheiten der Kunst. Die 
Evaluationsverfahren berücksichtigen diese besonderen Gegebenheiten; die 
Kunsthochschulen regeln die Evaluationsverfahren in Ordnungen, die auch 
Bestimmungen über Art, Umfang und Behandlung der zu verarbeitenden 
personenbezogenen Daten der Mitglieder und Angehörigen enthalten, die zur 
Bewertung notwendig sind. Die Evaluation soll auf der Basis 
geschlechtsdifferenzierter Daten erfolgen. Die Ergebnisse der Evaluation sind 
zu veröffentlichen. 
(3) Das Ministerium kann unter Berücksichtigung der besonderen Aufgaben der 
Kunsthochschulen hochschulübergreifende, vergleichende Begutachtungen der 
Qualitätssicherungssysteme der Kunsthochschulen (Informed Peer Review) 
sowie Strukturevaluationen und sonstige Evaluationen veranlassen; die 
besonderen Gegebenheiten der Kunst sind zu berücksichtigen. Die 
Evaluationsberichte werden veröffentlicht. 
(4) Alle Mitglieder und Angehörigen der Kunsthochschule haben die Pflicht, an 
Akkreditierung und Evaluation mitzuwirken. 
 
§ 52 KunstHG Studiengänge 
(1) Studiengänge im Sinne dieses Gesetzes werden durch Prüfungsordnungen 
geregelt; Studiengänge, die mit einer staatlichen oder kirchlichen Prüfung 
abgeschlossen werden, können ergänzend auch durch Studienordnungen 
geregelt werden. Sie führen in der Regel zu einem berufsqualifizierenden 
Abschluss. Als berufsqualifizierend im Sinne dieses Gesetzes gilt auch der 
Abschluss von Studiengängen, durch die die fachliche Eignung für einen 
beruflichen Vorbereitungsdienst oder eine berufliche Einführung vermittelt wird; 
für diese Studiengänge gilt § 58 Absatz 7 entsprechend. 
(2) Die Kunsthochschulen können fremdsprachige Lehrveranstaltungen 
anbieten sowie fremdsprachige Studiengänge sowie gemeinsam mit 
ausländischen, insbesondere europäischen Partnerhochschulen internationale 
Studiengänge entwickeln, in denen bestimmte Studienabschnitte und Prüfungen 
an der ausländischen Hochschule erbracht werden. 
(3) Die Kunsthochschulen strukturieren ihre Studiengänge grundsätzlich in 
Modulform und führen ein landesweites Leistungspunktsystem ein. Das 
Ministerium kann in begründeten, auf die Besonderheiten der Kunst bezogenen 
Fällen Ausnahmen für künstlerische Studiengänge vorsehen. 
(4) Die Kunsthochschulen stellen ihr bisheriges Angebot von Studiengängen, die 
zu einem Diplomgrad, einem Magistergrad oder einem sonstigen Grad im Sinne 
des § 96 Absatz 1 Satz 3 Hochschulgesetz vom 14. März 2000 (GV. NRW. S. 
190) in der Fassung des Gesetzes zur Weiterentwicklung der 
Hochschulreformen (Hochschulreform-Weiterentwicklungsgesetz) - HRWG - 
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vom 30. November 2004 (GV. NRW. S. 752) führen, zu einem Angebot von 
Studiengängen um, welche zum Erwerb eines Bachelorgrades oder eines 
Mastergrades führen. Dies gilt nicht im Bereich der Freien Kunst sowie in 
begründeten, auf die Besonderheiten der Kunst bezogenen Ausnahmefällen 
nach Maßgabe von Vereinbarungen zwischen dem Ministerium und der 
Kunsthochschule für Grade in sonstigen künstlerischen Studiengängen. 
(5) In den Studiengängen, die zu einem Diplomgrad, einem Magistergrad oder 
einem sonstigen Grad im Sinne des § 96 Absatz 1 Satz 3 des 
Hochschulgesetzes vom 14. März 2000 (GV. NRW. S. 190) in der Fassung des 
Hochschulreform-Weiterentwicklungsgesetzes vom 30. November 2004 (GV. 
NRW. S. 752) führen, werden keine Studienanfänger mehr aufgenommen; dies 
gilt nicht für Studiengänge nach Absatz 4 Satz 2. Für sonstige künstlerische 
Studiengänge kann das Ministerium in begründeten, auf die Besonderheiten der 
Kunst bezogenen Fällen Ausnahmen von Satz 1 vorsehen sowie zudem in 
begründeten Fällen die Frist nach Satz 1 um bis zu ein Jahr verlängern. 
(6) Die Kunsthochschule kann 
1.  Studierende, die nach Ablauf des Eineinhalbfachen der generellen 

Regelstudienzeit des von ihnen studierten Studienganges noch in diesen 
Studiengang eingeschrieben sind, zum Beginn des oder eines folgenden 
Semesters den Status eines in der Kunsthochschule eingeschriebenen 
Studierenden zuweisen; in diesem Falle sind sie nicht mehr in den 
Studiengang nach Halbsatz 1 eingeschrieben, 

2.  Studierende, die ihr Studium über einen längeren Zeitraum nicht betreiben, 
exmatrikulieren; diese Voraussetzung ist in der Regel erfüllt, wenn die 
doppelte generelle Regelstudienzeit überschritten wurde oder in vier 
aufeinander folgenden Semestern keine Prüfungsleistung oder kein 
Leistungsnachweis erbracht wurde, oder 

3.  die Berechtigung von Studierenden, am künstlerischen Hauptfachunterricht 
teilzunehmen und die künstlerische sowie künstlerisch-technische 
Schlüsselinfrastrukturen der Kunsthochschule in Anspruch zu nehmen, 
nach Ablauf der generellen Regelstudienzeit beschränken. 

Auf die generelle Regelstudienzeit nach Satz 1 werden jeweils Zeiten einer 
Beurlaubung nicht eingerechnet. In der Kunsthochschule eingeschriebene 
Studierende im Sinne des Satzes 1 Buchstabe a sind nach Maßgabe der 
Ordnung nach Satz 5 nicht berechtigt, an Lehrveranstaltungen teilzunehmen 
und die Einrichtungen der Kunsthochschule zu benutzen; § 44 Absatz 3 bleibt 
unberührt. In Fällen einer besonderen persönlichen Härte soll von der 
Zuweisung nach Satz 1 Nummer 1, der Exmatrikulation nach Satz 1 Nummer 2 
sowie der Beschränkung nach Satz 1 Nummer 3 abgesehen werden; bei der 
Entscheidung sind Belange im Sinne des § 50 Absatz 3 Satz 6 Nummer 1 und 2 
sowie durch vergleichbar schwerwiegende Umstände veranlasste Belange 
angemessen zu berücksichtigen. Zur Verbesserung der Studiensituation ihrer 
Studierenden und zur Sicherung der Qualität der Lehre und der Kunst regelt die 
Kunsthochschule das Nähere durch Ordnung, die auch Prüfungsordnung sein 
kann. 
 
§ 54a KunstHG Studium in Teilzeit; Teilzeitstudium 
(1) Die Kunsthochschule soll das Lehrangebot so organisieren, dass das 
Studium auch als Teilzeitstudium erfolgen kann. 
(2) Die Kunsthochschule prüft, ob und inwieweit die von ihr angebotenen 
Studiengänge für ein Studium in Teilzeit geeignet sind; Absatz 1 bleibt 
unberührt. Die Liste der für ein Studium in Teilzeit geeigneten Studiengänge ist 
in geeigneter Weise zu veröffentlichen. 
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(3) In der Prüfungsordnung kann für Studierende in Teilzeit nach § 40 Absatz 7 
eine individualisierte Regelstudienzeit in vollen Semestern geregelt werden, 
deren Dauer dem Verhältnis der Arbeitsbelastung des Studierenden in Teilzeit 
zu der Arbeitsbelastung eines Studierenden in Vollzeit und damit der generellen 
Regelstudienzeit dem Verhältnis nach entspricht. 
(4) Die Einschreibungsordnung kann vorsehen, dass Studierende in Teilzeit 
nach § 40 Absatz 7 innerhalb ihres gewählten Studienganges nur entsprechend 
dem Verhältnis der generellen Regelstudienzeit zu ihrer individualisierten 
Regelstudienzeit zum Besuch von Lehrveranstaltungen berechtigt sind, Studien- 
und Prüfungsleistungen erbringen können, Teilnahmevoraussetzungen im Sinne 
des § 56 Absatz 2 Nummer 2 oder Leistungspunkte erwerben oder Prüfungen 
ablegen können; § 51 bleibt ansonsten unberührt. 
 
§ 56 KunstHG Prüfungsordnungen 
(1) Hochschulprüfungen werden auf Grund von Prüfungsordnungen abgelegt, 
die nach Überprüfung des Rektorats vom Fachbereichsrat zu erlassen sind. Bei 
der Erarbeitung der Prüfungsordnungen sind die Studierenden zu beteiligen. 
Das Nähere zur Beteiligung bestimmt die Fachbereichsordnung oder die 
Ordnung der zuständigen Organisationseinheit, soweit solche nicht bestehen, 
die Grundordnung. 
(2) Hochschulprüfungsordnungen müssen insbesondere regeln: 
1.  das Ziel des Studiums, den zu verleihenden Hochschulgrad und die Zahl 

der Module, 
2.  den Inhalt, das Qualifikationsziel, die Lehrform, die 

Teilnahmevoraussetzungen, die Arbeitsbelastung und die Dauer der 
Prüfungsleistungen der Module, 

3.  die Voraussetzungen der in den Studiengang integrierten 
Auslandssemester, Praxissemester oder anderen berufspraktischen 
Studienphasen, 

4.  die Zahl und die Voraussetzungen für die Wiederholung von 
Prüfungsleistungen, 

5.  nachteilsausgleichende Regelungen für Studierende, die aufgrund einer 
Behinderung oder chronischen Erkrankung oder aufgrund der 
mutterschutzrechtlichen Bestimmungen an der Ableistung einer Prüfung 
oder dem Erwerb einer Teilnahmevoraussetzung im Sinne von Nummer 2 in 
der in der Prüfungsordnung vorgesehenen Weise gehindert sind, 

6.  die Grundsätze der Bewertung einzelner Prüfungsleistungen einschließlich 
der Höchstfristen für die Mitteilung der Bewertung von Prüfungen und die 
Anerkennung von in anderen Studiengängen oder an anderen Hochschulen 
erbrachten Leistungen, 

7.  die Prüfungsorgane und das Prüfungsverfahren, 
8.  die Folgen der Nichterbringung von Prüfungsleistungen und des Rücktritts 

von einer Prüfung sowie das innerhalb der Hochschule einheitlich geregelte 
Nähere zur Art und Weise der Erbringung des Nachweises der 
krankheitsbedingten Prüfungsunfähigkeit, 

9.  die Folgen von Verstößen gegen Prüfungsvorschriften, 
10.  die Einsicht in die Prüfungsakten nach den einzelnen Prüfungen und die 

Fertigung einer Kopie oder einer sonstigen originalgetreuen Reproduktion 
aus diesen Akten. 

Soweit für einen künstlerischen Studiengang eine Ausnahme im Sinne des § 52 
Absatz 3 Satz 2 vorgesehen worden ist, muss die Prüfungsordnung dieses 
Studienganges insbesondere regeln: 

1.  das Ziel des Studiums und den zu verleihenden Hochschulgrad, 
2.  die generelle Regelstudienzeit und den Umfang des Gesamtlehrangebots, 
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3.  die Prüfungsanforderungen, insbesondere die Prüfungsfächer und deren 
Gewichtung, 

4.  die Voraussetzungen für die Zulassung zu den Prüfungen einschließlich des 
Nachweises der in den Studiengang integrierten Auslandssemester, 
Praxissemester oder anderer berufspraktischer Studienphasen sowie die 
Zahl und die Voraussetzungen für die Wiederholung von 
Prüfungsleistungen, 

5.  die Regelungen im Sinne des Satzes 1 Nummer 5 bis 10. 
In der Prüfungsordnung kann geregelt werden, dass Hochschulprüfungen in 
elektronischer Form oder in elektronischer Kommunikation (Online-Prüfungen) 
abgelegt werden können. Hierbei sind insbesondere Bestimmungen zum 
Datenschutz zu treffen. 
(2a) Hinsichtlich des Mutterschutzes gelten die entsprechenden Bestimmungen 
des Mutterschutzgesetzes vom 23. Mai 2017 (BGBl. I S. 1228), das durch 
Artikel 57 Absatz 8 des Gesetzes vom 12. Dezember 2019 (BGBl. I S. 2652) 
geändert worden ist. Die Regelungen über den Nachteilsausgleich nach Absatz 
2 Satz 1 Nummer 5 können insbesondere Abweichungen im Hinblick auf die 
Ableistung der Prüfung, auch hinsichtlich ihrer Form, auf die Dauer der Prüfung, 
auf die Benutzung von Hilfsmitteln oder Hilfspersonen sowie auf die Zahl und 
die Voraussetzungen für die Wiederholung von Prüfungsleistungen vorsehen; 
der Nachteilsausgleich wird auf Antrag einzelfallbezogen gewährt. Er soll sich 
bei Menschen mit Behinderung oder chronischer Erkrankung, soweit nicht mit 
einer Änderung des Krankheits- oder Behinderungsbildes zu rechnen ist, auf 
alle im Verlauf des Studiums abzuleistenden Prüfungen erstrecken. Die Sätze 2 
und 3 gelten für den Erwerb einer Teilnahmevoraussetzung im Sinne des 
Absatzes 2 Satz 1 Nummer 2 entsprechend. 
(3) Die Kunsthochschulen können durch Prüfungsordnung oder durch Ordnung 
regeln, dass die Anmeldung zum Erstversuch einer Prüfung spätestens zu dem 
in der Ordnung geregelten Zeitpunkt erfolgen muss. Desgleichen können in der 
Prüfungsordnung oder in einer Ordnung Fristen für die Wiederholung der 
Prüfung festgesetzt werden. In den Fällen der Sätze 1 und 2 verlieren die 
Studierenden den Prüfungsanspruch, wenn sie nicht innerhalb des 
vorgegebenen Zeitraumes die Lehrveranstaltung besuchen oder sich zur 
Prüfung oder zur Wiederholungsprüfung melden, es sei denn, sie weisen nach, 
dass sie das Versäumnis der Frist nicht zu vertreten haben. Vorbehaltlich 
anderweitiger staatlicher Regelungen oder Regelungen in 
Leistungspunktsystemen können die Kunsthochschulen in 
Hochschulprüfungsordnungen sowie für Studiengänge mit staatlichen oder 
kirchlichen Prüfungen in besonderen Ordnungen vorsehen, dass die 
Wiederholung von Teilnahmevoraussetzungen im Sinne des Absatzes 2 Satz 1 
Nummer 2 oder die Zulassungsvoraussetzungen im Sinne des Absatzes 2 Satz 
2 Nummer 4 beschränkt werden kann. 
(4) Die Fristen im Sinne des Absatzes 3 verlängern sich 
1.  für die Pflege und Erziehung von minderjährigen Kindern im Sinne des § 25 

Absatz 5 des Bundesausbildungsförderungsgesetzes um drei Semester pro 
Kind, 

2.  für die Mitwirkung als gewählte Vertreterin oder gewählter Vertreter in 
Organen der Hochschule, der Studierendenschaft, der Fachschaften der 
Studierendenschaft oder der Studierendenwerke um insgesamt bis zu 
höchstens vier Semester, 

3.  für die Wahrnehmung des Amtes der Gleichstellungsbeauftragten um bis zu 
höchstens vier Semester, 

4.  um die Zeit der studienzeitverlängernden Auswirkungen einer Behinderung 
oder einer schweren Erkrankung und 



Auswertung der Hochschulgesetze zum Thema 
Mehrsprachigkeit in Studiengängen 
Stand: 11.12.2023 

 

24 

 

5.  um bis zu drei Semestern für die Zeit, in der Studierende eine 
Verantwortung für nahe Angehörige mit Pflege- und Unterstützungsbedarf 
wahrnehmen. 

Bei Studierenden in Teilzeit nach § 40 Absatz 7 verlängern sich die Fristen im 
Sinne des Absatzes 3 entsprechend dem Verhältnis ihres Studiums in Teilzeit 
zum Studium in Vollzeit. 
(5) Vor dem Erlass staatlicher Prüfungsordnungen sind die betroffenen 
Kunsthochschulen zu hören. Zu geltenden staatlichen Prüfungsordnungen 
können die betroffenen Kunsthochschulen Änderungsvorschläge vorlegen, die 
mit ihnen zu erörtern sind. Ordnungen der Kunsthochschule über 
Zwischenprüfungen in Studiengängen, die mit einer staatlichen Prüfung 
abgeschlossen werden, bedürfen der Zustimmung des für die Prüfungsordnung 
zuständigen Fachministeriums im Einvernehmen mit dem Ministerium. 
 

3a.  
Spielräume 
Lehrveranstal-
tungsorganisa-
tion; 
fremdsprachige 
Prüfungen 
Hochschulen 

 
 
 

§ 58 HG7 Ziel von Lehre und Studium, Lehrangebot 
(1) Lehre und Studium vermitteln den Studierenden unter Berücksichtigung der 
Anforderungen und Veränderungen in der Berufswelt und der 
fachübergreifenden Bezüge die erforderlichen fachlichen Kenntnisse, 
Fähigkeiten und Methoden dem jeweiligen Studiengang entsprechend so, dass 
sie zu wissenschaftlicher oder künstlerischer Arbeit, zur Anwendung 
wissenschaftlicher Erkenntnisse und Methoden in der beruflichen Praxis, zur 
kritischen Einordnung wissenschaftlicher Erkenntnis und zu verantwortlichem 
Handeln befähigt werden. Die Hochschule ergreift Maßnahmen zur 
Verbesserung des Studienerfolgs. Sie soll über ein Leitbild für die Lehre 
verfügen, das sich in den Curricula ihrer Studiengänge widerspiegelt. 
(2) Die Hochschule stellt auf der Grundlage einer nach Gegenstand, Zeit und 
Ort abgestimmten jährlichen Studienplanung das Lehrangebot sicher, das zur 
Einhaltung der Prüfungsordnungen und zur Erfüllung des 
Weiterbildungsauftrages erforderlich ist. Dabei sind auch Möglichkeiten des 
Selbststudiums zu nutzen und Maßnahmen zu dessen Förderung zu treffen. Die 
Hochschulen fördern eine Verbindung von Berufsausbildung oder Berufstätigkeit 
mit dem Studium. Sie sind den Grundsätzen guter wissenschaftlicher Lehre, 
insbesondere mit Blick auf die Sicherstellung eines transparenten und 
geregelten Lehr- und Prüfungsbetriebs, verpflichtet. 
(2a) Die Hochschulen können im Einvernehmen mit dem Ministerium 
Reformmodelle des Studiums insbesondere der Studienanfängerinnen und 
Studienanfänger erproben und im Rahmen dieser Reformmodelle insbesondere 
Ergänzungskurse anbieten und Maßnahmen zur Verbesserung des 
Studienerfolgs vorsehen; bei Studiengängen, die mit einer staatlichen Prüfung 
abgeschlossen werden, ist auch das Einvernehmen mit dem zuständigen 
Fachministerium herzustellen. Die Prüfungsordnung kann vorsehen, dass sich 
für Studierende, die an Ergänzungskursen teilnehmen, die individualisierte 
Regelstudienzeit um die Anzahl der Semester erhöht, die der Arbeitsbelastung 
dieser Ergänzungskurse entspricht. 
(3) Die Hochschule stellt für jeden Studiengang einen Studienplan als 
Empfehlung an die Studierenden für einen sachgerechten Aufbau des Studiums 
auf. Sie wirkt darauf hin, dass der oder dem einzelnen Studierenden auf ihre 
oder seine Anforderung hin ein individueller Studienablaufplan erstellt wird. 
Inhalt, Aufbau und Organisation des Studiums sind so zu bestimmen, dass das 
Studium in der generellen Regelstudienzeit abgeschlossen werden kann. 
(4) Das Ministerium wird ermächtigt, im Benehmen mit den einzelnen 
Hochschulen Beginn und Ende der Vorlesungszeit zu bestimmen. 
(5) Die Hochschulen fördern in der Lehre die Entwicklung von Methoden und 
Materialien, die die Verwendung von lebenden oder eigens hierfür getöteten 
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Tieren verringern oder ganz ersetzen können. Sofern es die mit dem Studium 
bezweckte Berufsbefähigung zulässt, andere Lehrmethoden und -materialien 
einzusetzen, soll in der Lehre auf die Verwendung von eigens hierfür getöteten 
Tieren verzichtet werden. Auf begründeten Antrag kann der Prüfungsausschuss 
im Einzelfall zulassen, dass einzelne in der Prüfungsordnung vorgeschriebenen 
Studien- und Prüfungsleistungen ohne die Verwendung eigens hierfür getöteter 
Tiere erbracht werden können. 
(6) Die Hochschulen gewährleisten gemeinsam mit der Landesregierung eine 
Lehrerausbildung, die die Bedürfnisse der Schulen berücksichtigt. 
 
§ 58a HG Studienberatung; Studienverlaufsvereinbarung 
(1) Die Hochschule berät ihre Studierenden sowie Studieninteressentinnen und 
Studieninteressenten, Studienbewerberinnen und Studienbewerber in allen 
Fragen des Studiums und der allgemeinen, hochschulübergreifenden 
Studienorientierung. 
(2) Die Hochschule kann in der Einschreibungsordnung bestimmen, dass die 
Studierenden spätestens bis zum Ende des zweiten Semesters des von ihnen 
studierten Studienganges eine Fachstudienberatung besuchen müssen. 
(3) Die Prüfungsordnung kann vorsehen, dass nach Ablauf der Hälfte der 
Regelstudienzeit, frühestens drei Monate nach dem Ende des zweiten 
Semesters des von ihnen studierten Studienganges, die Teilnahme an 
Fachstudienberatungen im Hinblick auf nicht erreichte Studienziele für die 
Studierenden zur Förderung eines erfolgreichen Studienverlaufs auf 
Anforderung der Hochschule verpflichtend ist, wenn die Studienziele des 
bisherigen Studiums zu weniger als einem Drittel der zu erbringenden 
Leistungspunkte erreicht wurden. Ziel der Fachstudienberatung nach Satz 1 ist 
der Abschluss einer Vereinbarung, in der das weitere Studium geplant wird und 
sich die oder der Studierende zu bestimmten Maßnahmen zur Erreichung der 
Studienziele verpflichtet und weitere zur Förderung des weiteren 
Studienverlaufs geeignete Maßnahmen der Hochschule vereinbart werden 
(Studienverlaufsvereinbarung). 
(4) Für den Fall, dass eine Studienverlaufsvereinbarung nach Absatz 3 nicht 
zustande kommt, kann die Prüfungsordnung weiter vorsehen, dass als Ergebnis 
von Fachstudienberatungen nach Absatz 3 Satz 1 die oder der Studierende 
verpflichtet wird, innerhalb einer festzulegenden Frist bestimmte 
Prüfungsleistungen oder Teilnahmevoraussetzungen von Prüfungsleistungen zu 
erbringen. Bei der Festlegung von Verpflichtungen ist die persönliche Situation 
der oder des Studierenden angemessen zu berücksichtigen. § 65 Absatz 2 Satz 
2 gilt für das in diesem Absatz genannte Verfahren, welches in seinen 
Einzelheiten in der Prüfungsordnung geregelt wird, entsprechend. 
 
§ 59 HG Besuch von Lehrveranstaltungen 
(1) Das Recht zum Besuch von Lehrveranstaltungen außerhalb des gewählten 
Studienganges kann durch den Fachbereich beschränkt werden, wenn ohne die 
Beschränkung eine ordnungsgemäße Ausbildung der für einen Studiengang 
eingeschriebenen Studierenden nicht gewährleistet werden kann. 
(2) Ist bei einer Lehrveranstaltung wegen deren Art oder Zweck oder aus 
sonstigen Gründen von Forschung, künstlerischen Entwicklungsvorhaben, 
Lehre, Kunstausübung und Krankenversorgung eine Begrenzung der 
Teilnehmerzahl erforderlich und übersteigt die Zahl der Bewerberinnen und 
Bewerber die Aufnahmefähigkeit, so regelt die in der Ordnung nach Satz 2 
Halbsatz 2 genannte Funktionsträgerin oder der dort genannte Funktionsträger 
die Teilnahme; die Hochschule kann in einer Ordnung die Zahl der möglichen 
Teilnahme derselben oder desselben Studierenden an der gleichen 
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Lehrveranstaltung und an ihren Prüfungen und ihren 
Teilnahmevoraussetzungen im Sinne des § 64 Absatz 2 Satz 1 Nummer 2 
regeln. Studierende, die im Rahmen ihres Studienganges auf den Besuch einer 
Lehrveranstaltung zu diesem Zeitpunkt angewiesen sind, sind bei der 
Entscheidung nach Satz 1 Halbsatz 1 vorab zu berücksichtigen; der 
Fachbereichsrat regelt in der Prüfungsordnung oder in einer Ordnung die 
Kriterien für die Prioritäten; er stellt hierbei im Rahmen der zur Verfügung 
stehenden Mittel sicher, dass den Studierenden durch Beschränkungen in der 
Zahl der Teilnehmerinnen und Teilnehmer nach Möglichkeit kein Zeitverlust 
entsteht. 
(3) Die Zulassung zu bestimmten Lehrveranstaltungen kann im Übrigen nur 
nach Maßgabe der Prüfungsordnungen eingeschränkt werden. 
 
§ 60 HG Studiengänge 
(1) Studiengänge im Sinne dieses Gesetzes werden durch Prüfungsordnungen 
geregelt; Studiengänge, die mit einer staatlichen oder kirchlichen Prüfung 
abgeschlossen werden, können ergänzend auch durch Ordnungen geregelt 
werden. Sie führen in der Regel zu einem berufsqualifizierenden Abschluss. Als 
berufsqualifizierend im Sinne dieses Gesetzes gilt auch der Abschluss von 
Studiengängen, durch die die fachliche Eignung für einen beruflichen 
Vorbereitungsdienst oder eine berufliche Einführung vermittelt wird; für diese 
Studiengänge gilt § 66 Absatz 6 entsprechend. 
(2) Die Hochschulen können fremdsprachige Lehrveranstaltungen anbieten 
sowie fremdsprachige Studiengänge sowie gemeinsam mit ausländischen, 
insbesondere europäischen Partnerhochschulen internationale Studiengänge 
entwickeln, in denen bestimmte Studienabschnitte und Prüfungen an der 
ausländischen Hochschule erbracht werden. 
(3) Die Hochschulen strukturieren ihre Studiengänge in Modulform und führen 
ein landeseinheitliches Leistungspunktsystem ein. Das Ministerium kann 
Ausnahmen für künstlerische Studiengänge vorsehen. 
 
§ 61 HG Regelstudienzeit 
(1) Regelstudienzeit ist die Studienzeit, innerhalb der ein Studiengang 
abgeschlossen werden kann. Sie schließt integrierte Auslandssemester, 
Praxissemester und andere berufspraktische Studienphasen sowie die 
Prüfungsleistungen ein. Sie ist maßgebend für die Gestaltung der Studiengänge 
durch die Hochschule, für die Sicherstellung des Lehrangebots, für die 
Gestaltung des Prüfungsverfahrens sowie für die Ermittlung und Feststellung 
der Ausbildungskapazitäten und die Berechnung von Studierendenzahlen bei 
der Hochschulplanung. 
(1a) Die Regelstudienzeit berechnet sich nach Maßgabe des Absatzes 2 Satz 1 
bis 4 oder des Absatzes 3 (generelle Regelstudienzeit) oder nach Maßgabe des 
§ 58 Absatz 2a Satz 3 oder des § 62a Absatz 3 (individualisierte 
Regelstudienzeit). Im Falle des § 58 Absatz 2a Satz 2 oder des § 62a Absatz 3 
ist die erhöhte oder die geregelte Regelstudienzeit für die jeweilige Studierende 
oder den jeweiligen Studierenden die Regelstudienzeit des Studienganges im 
Sinne des Absatzes 1 Satz 1 und 2. 
(2) Die generelle Regelstudienzeit in Studiengängen, die mit einem 
Bachelorgrad abgeschlossen werden und zu einem ersten 
berufsqualifizierenden Abschluss führen, beträgt mindestens sechs und 
höchstens acht Semester. In Studiengängen, die mit einem Mastergrad 
abgeschlossen werden und zu einem weiteren berufsqualifizierenden Abschluss 
führen, beträgt die generelle Regelstudienzeit mindestens zwei und höchstens 
vier Semester; ihnen soll ein mit dem Bachelorgrad abgeschlossener 
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Studiengang vorausgehen. Die generelle Gesamtregelstudienzeit konsekutiver 
Studiengänge nach Satz 1 und 2 sowie von Studiengängen mit dem Abschluss 
Magister Theologiae beträgt höchstens zehn Semester. Hinsichtlich der 
generellen Regelstudienzeit in Studiengängen, die im Rahmen des 
Verbundstudiums an Fachhochschulen oder die in Form von Reformmodellen 
nach § 58 Absatz 2a durchgeführt werden, können in Hochschulverträgen von 
den Sätzen 1 bis 3 abweichende Regelungen getroffen werden. § 62a Absatz 3 
bleibt jeweils unberührt. 
(3) Die Absätze 1 bis 2 gelten entsprechend für Studiengänge, die mit einer 
durch Landesrecht geregelten staatlichen Prüfung abgeschlossen werden, 
soweit nicht landes- oder bundesgesetzlich etwas anderes geregelt ist. 
 
§ 62a HG Studium in Teilzeit; Teilzeitstudium 
(1) Die Hochschule soll das Lehrangebot so organisieren, dass das Studium 
auch als Teilzeitstudium erfolgen kann. 
(2) Die Hochschule prüft, ob und inwieweit die von ihr angebotenen 
Studiengänge für ein Studium in Teilzeit geeignet sind; Absatz 1 bleibt 
unberührt. Die Liste der für ein Studium in Teilzeit geeigneten Studiengänge ist 
in geeigneter Weise zu veröffentlichen. 
(3) In der Prüfungsordnung kann für Studierende in Teilzeit nach § 48 Absatz 8 
eine individualisierte Regelstudienzeit in vollen Semestern geregelt werden, 
deren Dauer dem Verhältnis der Arbeitsbelastung des Studierenden in Teilzeit 
zu der Arbeitsbelastung eines Studierenden in Vollzeit und damit der generellen 
Regelstudienzeit dem Verhältnis nach entspricht. 
(4) Die Einschreibungsordnung kann vorsehen, dass Studierende in Teilzeit 
nach § 48 Absatz 8 innerhalb ihres gewählten Studienganges nur entsprechend 
dem Verhältnis der generellen Regelstudienzeit zu ihrer individualisierten 
Regelstudienzeit zum Besuch von Lehrveranstaltungen berechtigt sind, Studien- 
und Prüfungsleistungen erbringen können, Teilnahmevoraussetzungen im Sinne 
des § 64 Absatz 2 Satz 1 Nummer 2 oder Leistungspunkte erwerben oder 
Prüfungen ablegen können; § 59 bleibt ansonsten unberührt. 
 
§ 63 HG Prüfungen 
(1) Der Studienerfolg wird durch Hochschulprüfungen, staatliche oder kirchliche 
Prüfungen festgestellt, die studienbegleitend abgelegt werden sollen; während 
der Prüfungen müssen die Studierenden eingeschrieben sein. Studiengänge, 
die mit dem Bachelorgrad, dem Mastergrad oder dem Abschlussgrad „Magister 
Theologiae“ abgeschlossen werden, sind zu modularisieren und mit einem 
Leistungspunktesystem auszustatten, das das Europäische Credit-Transfer-
System (ECTS) einschließt; Module sind in der Regel mit nur einer Prüfung 
abzuschließen. Prüfungsleistungen im Rahmen eines Leistungspunktesystems 
werden benotet, mit Leistungspunkten versehen und um eine Bewertung nach 
der ECTS-Bewertungsskala ergänzt; diese Bewertung nach der ECTS-
Bewertungsskala kann auf die Vergabe der Gesamtnote beschränkt werden. Die 
Höhe der zu vergebenden Leistungspunkte gibt den durchschnittlichen 
Arbeitsaufwand der Studierenden für alle zum Modul gehörenden Leistungen 
wieder. 
(2) Die Prüfungsordnungen können vorsehen, dass Leistungen von Prüfungen, 
die im ersten Semester oder in den ersten beiden Semestern abgelegt worden 
sind, nicht benotet werden oder dass ihre Benotung nicht in die Gesamtnote 
einfließt. 
(3) Prüfungstermine sollen so angesetzt werden, dass infolge der Terminierung 
keine Lehrveranstaltungen ausfallen. 
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(4) Studierenden des gleichen Studienganges soll bei mündlichen Prüfungen die 
Teilnahme als Zuhörerinnen und Zuhörer ermöglicht werden, sofern nicht eine 
Kandidatin oder ein Kandidat widerspricht. Die Teilnahme erstreckt sich nicht auf 
die Beratung und Bekanntgabe des Prüfungsergebnisses an die Kandidatinnen 
und Kandidaten. Das Nähere regelt die Prüfungsordnung. 
(5) Die Hochschulen und die staatlichen Prüfungsämter können von den 
Prüfungskandidatinnen und Prüfungskandidaten eine Versicherung an Eides 
Statt verlangen und abnehmen, dass die Prüfungsleistung von ihnen 
selbständig und ohne unzulässige fremde Hilfe erbracht worden ist. Wer 
vorsätzlich 
1.  gegen eine die Täuschung über Prüfungsleistungen betreffende Regelung 

einer Hochschulprüfungsordnung oder 
2.  gegen eine entsprechende Regelung einer staatlichen oder kirchlichen 

Prüfungsordnung 
verstößt, handelt ordnungswidrig. Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer 
Geldbuße bis zu 50 000 Euro geahndet werden. Die Hochschulen können das 
Nähere in einer Ordnung regeln. Zuständige Verwaltungsbehörde für die 
Verfolgung und Ahndung von Ordnungswidrigkeiten nach Satz 2 Nummer 1 ist 
die Kanzlerin oder der Kanzler sowie nach Satz 2 Nummer 2 das staatliche 
Prüfungsamt. Im Falle eines mehrfachen oder sonstigen schwerwiegenden 
Täuschungsversuches kann der Prüfling zudem exmatrikuliert werden. 
(6) Die Prüfungsanforderungen und -verfahren sind so zu gestalten, dass die 
letzte Prüfung innerhalb der generellen Regelstudienzeit vollständig abgelegt 
werden kann. 
(7) Für den Nachweis der krankheitsbedingten Prüfungsunfähigkeit reicht eine 
ärztliche Bescheinigung über das Bestehen der Prüfungsunfähigkeit hin, es sei 
denn, es bestehen zureichende tatsächliche Anhaltspunkte, die eine 
Prüfungsfähigkeit als wahrscheinlich annehmen oder einen anderen Nachweis 
als sachgerecht erscheinen lassen. Bestehen derartige Anhaltspunkte, ist die 
Hochschule berechtigt, auf ihre Kosten eine ärztliche Bescheinigung einer 
Vertrauensärztin oder eines Vertrauensarztes der Hochschule zu verlangen; die 
oder der Studierende muss zwischen mehreren Vertrauensärztinnen oder 
Vertrauensärzten wählen können. Eine Einholung amtlicher Bescheinigungen, 
Zeugnisse oder Gutachten der unteren Gesundheitsbehörden nach § 19 des 
Gesetzes über den öffentlichen Gesundheitsdienst des Landes Nordrhein-
Westfalen vom 25. November 1997 (GV. NRW. S. 430), das zuletzt durch Artikel 
2 des Gesetzes vom 30. April 2013 (GV. NRW. S. 202) geändert worden ist, 
findet nicht statt. 
(8) Die Grundordnung kann zulassen oder vorsehen, dass in dem Prüfungs-
ausschuss Vertreterinnen und Vertreter der Gruppe nach § 11 Absatz 1 Satz 1 
Nummer 3 nicht vertreten sein müssen und dass abweichend von § 12 Absatz 1 
Satz 5 dem Prüfungsausschuss auch Mitglieder des Fachbereichs angehören 
dürfen, die nicht Mitglieder des Fachbereichsrats sind. 
 
§ 63a HG Anerkennung von Prüfungsleistungen und Studienabschlüssen 
(1) Prüfungsleistungen, die in Studiengängen an anderen staatlichen oder 
staatlich anerkannten Hochschulen, an staatlichen oder staatlich anerkannten 
Berufsakademien, in Studiengängen an ausländischen staatlichen oder staatlich 
anerkannten Hochschulen oder in einem anderen Studiengang derselben 
Hochschule erbracht worden sind, werden auf Antrag anerkannt, sofern 
hinsichtlich der erworbenen Kompetenzen kein wesentlicher Unterschied zu den 
Leistungen besteht, die ersetzt werden; eine Prüfung der Gleichwertigkeit findet 
nicht statt. Das Gleiche gilt hinsichtlich Studienabschlüssen, mit denen 
Studiengänge im Sinne des Satzes 1 abgeschlossen worden sind. Die 
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Anerkennung im Sinne der Sätze 1 und 2 dient der Fortsetzung des Studiums, 
dem Ablegen von Prüfungen, der Aufnahme eines weiteren Studiums oder der 
Zulassung zur Promotion. 
(2) Es obliegt der antragstellenden Person, die erforderlichen Informationen 
über die anzuerkennende Leistung bereitzustellen. Die Beweislast dafür, dass 
ein Antrag im Sinne des Absatzes 1 die Voraussetzungen für die Anerkennung 
nicht erfüllt, liegt bei der Stelle, die das Anerkennungsverfahren durchführt. 
(3) Entscheidungen über Anträge im Sinne des Absatzes 1 werden innerhalb 
einer von der Hochschule im Voraus festgelegten angemessenen Frist getroffen. 
(4) Auf der Grundlage der Anerkennung nach Absatz 1 kann und auf Antrag der 
oder des Studierenden muss die Hochschule in ein Fachsemester einstufen, 
dessen Zahl sich aus dem Umfang der durch die Anerkennung erworbenen 
ECTS-Leistungspunkte im Verhältnis zu dem Gesamtumfang der im jeweiligen 
Studiengang insgesamt erwerbbaren ECTS-Leistungspunkten ergibt. Ist die 
Nachkommastelle kleiner als fünf, wird auf ganze Semester abgerundet, 
ansonsten wird aufgerundet. 
(5) Wird die auf Grund eines Antrags im Sinne des Absatzes 1 begehrte 
Anerkennung versagt, kann unbeschadet der verfahrens- oder 
prozessrechtlichen Fristen die antragstellende Person eine Überprüfung der 
Entscheidung durch das Rektorat beantragen, soweit die Anerkennung nicht 
einen Studiengang betrifft, der mit einer staatlichen oder kirchlichen Prüfung 
abgeschlossen wird; das Rektorat gibt der für die Entscheidung über die 
Anerkennung zuständigen Stelle eine Empfehlung für die weitere Behandlung 
des Antrags. 
(6) Soweit Vereinbarungen und Abkommen der Bundesrepublik Deutschland mit 
anderen Staaten über Gleichwertigkeiten im Hochschulbereich 
(Äquivalenzabkommen) Studierende ausländischer Staaten abweichend von 
Absatz 1 begünstigen, gehen die Regelungen der Äquivalenzabkommen vor. 
(7) Auf Antrag kann die Hochschule auf andere Weise als durch ein Studium 
erworbene Kenntnisse und Qualifikationen auf der Grundlage vorgelegter 
Unterlagen anerkennen, wenn diese Kenntnisse und Qualifikationen den 
Prüfungsleistungen, die sie ersetzen sollen, nach Inhalt und Niveau gleichwertig 
sind. Sie soll diese Kenntnisse und Qualifikationen bei Gleichwertigkeit im Sinne 
des Satzes 1 anerkennen, wenn die Kriterien und das Verfahren, die oder das 
für die Anerkennung in der Hochschule gelten, im Rahmen einer Akkreditierung 
überprüft worden sind. Die Hochschulen regeln das Nähere zu Satz 1 in der 
Prüfungsordnung, insbesondere ob und unter welchen Voraussetzungen und in 
welchem Umfang diese Kenntnisse und Qualifikationen anerkannt werden 
können. Die Prüfungsordnung kann auch eine Einstufungsprüfung vorsehen. 
Die Hochschulen können die Anerkennung der Kenntnisse und Qualifikationen 
nach den Sätzen 1 und 2, die durch bestimmte berufliche Aus- und 
Fortbildungen vermittelt werden, in allgemeiner Form regeln. Sie veröffentlichen 
diese Regelungen. Eine Anerkennung über einen Umfang von bis zur Hälfte der 
zu erbringenden Prüfungsleistungen hinaus ist nur dann zulässig, wenn 
1.  die Hochschule für die Anerkennung ein Qualitätssicherungskonzept 

entwickelt hat, welches unter Einbezug externen Sachverstands die 
einzelnen Anerkennungsentscheidungen insgesamt einem 
qualitätsgesicherten Prüfverfahren unterzieht, und 

2.  dieses Qualitätssicherungskonzept von einer Agentur im Sinne des Artikel 3 
Absatz 2 Satz 2 des Studienakkreditierungsstaatsvertrags erfolgreich 
begutachtet worden ist. 

(8) Die Hochschulen stellen in Ansehung des gegenseitigen Vertrauens auf die 
Qualitätssicherung in den Hochschulen und der erfolgreichen Akkreditierung von 
Studiengängen sicher, dass die Verfahren und Kriterien, die bei der 
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Anerkennung von Prüfungsleistungen und Studienabschlüssen angewendet 
werden, durchschaubar, einheitlich und zuverlässig sind. 
 

3b.  
Spielräume 
Lehrveranstaltun
gsorganisation; 
fremdsprachige 
Prüfungen 
Kunsthoch-
schulen 

§ 50 KunstHG8 Ziel von Lehre und Studium, Lehrangebot, Studienberatung 
(1) Ziele der künstlerischen Lehre und des künstlerischen Studiums sind die 
Entwicklung von Künstlerpersönlichkeiten, die Stärkung künstlerischer 
Fähigkeiten, die Vermittlung künstlerischer und kunstbezogener Kenntnisse und 
Fertigkeiten und unter Berücksichtigung der Anforderungen und Veränderungen 
in der Berufswelt und der fachübergreifenden Bezüge die Vorbereitung auf 
künstlerische und kunstpädagogische Berufe. Hinsichtlich der 
wissenschaftlichen Fächer vermitteln Lehre und Studium die erforderlichen 
fachlichen Kenntnisse, Fähigkeiten und Methoden dem jeweiligen Studiengang 
entsprechend so, dass die Studierenden zu wissenschaftlicher Arbeit, zur 
Anwendung wissenschaftlicher Erkenntnisse und Methoden in der beruflichen 
Praxis und zur kritischen Einordnung wissenschaftlicher Erkenntnis befähigt 
werden. Die Studierenden sollen zur kritischen Einordnung künstlerischer 
Einsichten und wissenschaftlicher Erkenntnis zu einem verantwortlichen 
Handeln befähigt werden. 
(2) In den künstlerischen Fächern können die künstlerische Lehre und das 
künstlerische Studium in Künstlerklassen nach den Prinzipien von Gruppen- und 
Einzelunterricht sowie des Projektbezugs in der schöpferischen Begegnung von 
Lehrenden und Studierenden (Klassenprinzip) konzentriert werden. Der Besuch 
der Künstlerklasse setzt das Einverständnis der Professorin oder des 
Professors voraus; auf das Einverständnis der oder des Studierenden soll 
unbeschadet des § 51 Absatz 4 Satz 2 hingewirkt werden. Das Nähere kann die 
Kunsthochschule in ihren Ordnungen regeln. Die Kunsthochschule 
gewährleistet im Rahmen des Klassenprinzips die ordnungsgemäße Ausbildung 
der für einen Studiengang eingeschriebenen oder zugelassenen Studierenden. 
(2a) Die Kunsthochschulen können im Einvernehmen mit dem Ministerium 
Reformmodelle des Studiums insbesondere der Studienanfängerinnen und 
Studienanfänger erproben und im Rahmen dieser Reformmodelle insbesondere 
Ergänzungskurse anbieten und Maßnahmen zur Verbesserung des 
Studienerfolgs vorsehen. Die Prüfungsordnung kann vorsehen, dass sich für 
Studierende, die an Ergänzungskursen teilnehmen, die generelle 
Regelstudienzeit um die Anzahl der Semester erhöht, die der Arbeitsbelastung 
dieser Ergänzungskurse entspricht. Zur Sicherung der Qualität in Studium und 
Lehre, zur eigenverantwortlichen Steuerung des Hochschulwesens mit dem Ziel 
der Stärkung der hochschulischen Leistungsfähigkeit und zur Sicherung des 
informationellen Selbstbestimmungsrechts der an Online-Lehrangeboten sowie 
an Maßnahmen zur Unterstützung der Lehrangebote durch elektronisch basierte 
Methoden und Instrumente Teilnehmenden kann das Ministerium durch 
Rechtsverordnung das Nähere zur Erprobung, zur Einführung und zum Umfang 
der Online-Lehrangebote einschließlich von Online-Prüfungen sowie dieser 
Maßnahmen regeln. 
(3) Die Kunsthochschule stellt auf der Grundlage einer nach Gegenstand, Zeit 
und Ort abgestimmten jährlichen Studienplanung das Lehrangebot sicher, das 
zur Einhaltung der Prüfungsordnungen und zur Erfüllung des 
Weiterbildungsauftrages erforderlich ist. Dabei sind auch Möglichkeiten des 
Selbststudiums zu nutzen und Maßnahmen zu dessen Förderung zu treffen. Die 
Kunsthochschulen fördern eine Verbindung von Berufsausbildung oder 
Berufstätigkeit mit dem Studium. Sie sind den Grundsätzen guter künstlerischer 
und wissenschaftlicher Lehre, insbesondere mit Blick auf die Sicherstellung 
eines transparenten und geregelten Lehr- und Prüfungsbetriebs, verpflichtet. Sie 
sollen das Lehrangebot so organisieren, dass das Studium auch als 
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Teilzeitstudium erfolgen kann. Ist als Voraussetzung für die Teilnahme an einer 
Prüfung oder für die Zulassung zu den Prüfungen die vorherige Teilnahme der 
Studierenden an einer Lehrveranstaltung geregelt, sind hinsichtlich dieser 
Teilnahme die Belange 
1.  von Studierenden, die Kinder im Sinne des § 25 Absatz 5 des 

Bundesausbildungsförderungsgesetzes pflegen oder erziehen oder den 
Ehegatten, die eingetragene Lebenspartnerin oder den eingetragenen 
Lebenspartner oder einen in gerader Linie Verwandten oder im ersten Grad 
Verschwägerten pflegen, 

2.  von Studierenden mit Behinderung oder chronischer Erkrankung sowie 
3.  von Studierenden, die erwerbstätig sind, 
angemessen zu berücksichtigen. 
(4) Die Kunsthochschule stellt für jeden geeigneten Studiengang einen 
Studienplan als Empfehlung an die Studierenden für einen sachgerechten 
Aufbau des Studiums auf. Inhalt, Aufbau und Organisation des Studiums sind so 
zu bestimmen, dass das Studium in der generellen Regelstudienzeit 
abgeschlossen werden kann. 
(5) Das Ministerium wird ermächtigt, im Benehmen mit den einzelnen 
Kunsthochschulen Beginn und Ende der Vorlesungszeit zu bestimmen. 
(6) Die Kunsthochschule berät ihre Studierenden sowie Studieninteressentinnen 
und Studieninteressenten, Studienbewerberinnen und Studienbewerber in allen 
Fragen des Studiums und wirkt auf eine geeignete individuelle Studienplanung 
hin; dies ist insbesondere Aufgabe der Professorinnen und Professoren. 
(7) Die Kunsthochschulen, die einen der Lehrerinnen- und Lehrerbildung 
dienenden Studiengang anbieten, gewährleisten gemeinsam mit der 
Landesregierung eine Lehrerausbildung, die die Bedürfnisse der Schulen 
berücksichtigt. 
 
§ 51 KunstHG Besuch von Lehrveranstaltungen 
(1) Die Studierenden haben das Recht, Lehrveranstaltungen auch außerhalb 
des von ihnen gewählten Studienganges zu besuchen. Für künstlerische 
Studiengänge gilt dies nur, wenn die Studierenden in ihrer Person 
1.  die erforderliche Qualifikation gemäß § 41 Absatz 5 nachgewiesen haben 

oder 
2.  die Voraussetzungen erfüllen, die die Kunsthochschule für die anderweitige 

Berechtigung des Besuchs der Lehrveranstaltungen von künstlerischen 
Studiengängen durch Ordnung geregelt hat. 

§ 54 bleibt unberührt. 
(2) Das Recht zum Besuch von Lehrveranstaltungen außerhalb des gewählten 
Studienganges kann durch den Fachbereich oder die nach Maßgabe der 
Grundordnung zuständige Organisationseinheit beschränkt werden, wenn ohne 
die Beschränkung eine ordnungsgemäße Ausbildung der für einen Studiengang 
eingeschriebenen Studierenden nicht gewährleistet werden kann. 
(3) Ist bei einer Lehrveranstaltung wegen deren Art oder Zweck oder aus 
sonstigen Gründen von künstlerischen Entwicklungsvorhaben, Forschung, 
Lehre und Kunstausübung eine Begrenzung der Teilnehmerzahl erforderlich und 
übersteigt die Zahl der Bewerberinnen und Bewerber die Aufnahmefähigkeit, so 
regelt die in der Ordnung nach Satz 2 Halbsatz 2 genannte Funktionsträgerin 
oder der dort genannte Funktionsträger die Teilnahme; die Kunsthochschule 
kann in einer Ordnung die Zahl der möglichen Teilnahmen derselben oder 
desselben Studierenden an der gleichen Lehrveranstaltung, an ihren Prüfungen, 
an ihren Teilnahmevoraussetzungen im Sinne des § 56 Absatz 2 Satz 1 
Nummer 2 sowie an ihren Zulassungsvoraussetzungen im Sinne des § 56 
Absatz 2 Satz 2 Nummer 4 regeln. Studierende, die im Rahmen ihres 
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Studienganges auf den Besuch einer Lehrveranstaltung zu diesem Zeitpunkt 
angewiesen sind, sind bei der Entscheidung nach Satz 1 Halbsatz 1 vorab zu 
berücksichtigen; der Fachbereichsrat regelt in der Prüfungsordnung oder in 
einer Ordnung die Kriterien für die Prioritäten; er stellt hierbei im Rahmen der 
zur Verfügung stehenden Mittel sicher, dass den Studierenden durch 
Beschränkungen in der Zahl der Teilnehmerinnen und Teilnehmer ein möglichst 
geringer Zeitverlust entsteht. 
(4) Die Zulassung zu bestimmten Lehrveranstaltungen kann im Übrigen nur 
nach Maßgabe der Prüfungsordnungen eingeschränkt werden. Die 
Fachbereichsleitung kann Studierende nach Maßgabe einer vom 
Fachbereichsrat zu beschließenden Ordnung Lehrenden zum Einzel- oder 
Gruppenunterricht zuweisen. 
 
§ 52 KunstHG Studiengänge 
(1) Studiengänge im Sinne dieses Gesetzes werden durch Prüfungsordnungen 
geregelt; Studiengänge, die mit einer staatlichen oder kirchlichen Prüfung 
abgeschlossen werden, können ergänzend auch durch Studienordnungen 
geregelt werden. Sie führen in der Regel zu einem berufsqualifizierenden 
Abschluss. Als berufsqualifizierend im Sinne dieses Gesetzes gilt auch der 
Abschluss von Studiengängen, durch die die fachliche Eignung für einen 
beruflichen Vorbereitungsdienst oder eine berufliche Einführung vermittelt wird; 
für diese Studiengänge gilt § 58 Absatz 7 entsprechend. 
(2) Die Kunsthochschulen können fremdsprachige Lehrveranstaltungen 
anbieten sowie fremdsprachige Studiengänge sowie gemeinsam mit 
ausländischen, insbesondere europäischen Partnerhochschulen internationale 
Studiengänge entwickeln, in denen bestimmte Studienabschnitte und Prüfungen 
an der ausländischen Hochschule erbracht werden. 
(3) Die Kunsthochschulen strukturieren ihre Studiengänge grundsätzlich in 
Modulform und führen ein landesweites Leistungspunktsystem ein. Das 
Ministerium kann in begründeten, auf die Besonderheiten der Kunst bezogenen 
Fällen Ausnahmen für künstlerische Studiengänge vorsehen. 
(4) Die Kunsthochschulen stellen ihr bisheriges Angebot von Studiengängen, die 
zu einem Diplomgrad, einem Magistergrad oder einem sonstigen Grad im Sinne 
des § 96 Absatz 1 Satz 3 Hochschulgesetz vom 14. März 2000 (GV. NRW. S. 
190) in der Fassung des Gesetzes zur Weiterentwicklung der 
Hochschulreformen (Hochschulreform-Weiterentwicklungsgesetz) - HRWG - 
vom 30. November 2004 (GV. NRW. S. 752) führen, zu einem Angebot von 
Studiengängen um, welche zum Erwerb eines Bachelorgrades oder eines 
Mastergrades führen. Dies gilt nicht im Bereich der Freien Kunst sowie in 
begründeten, auf die Besonderheiten der Kunst bezogenen Ausnahmefällen 
nach Maßgabe von Vereinbarungen zwischen dem Ministerium und der 
Kunsthochschule für Grade in sonstigen künstlerischen Studiengängen. 
(5) In den Studiengängen, die zu einem Diplomgrad, einem Magistergrad oder 
einem sonstigen Grad im Sinne des § 96 Absatz 1 Satz 3 des 
Hochschulgesetzes vom 14. März 2000 (GV. NRW. S. 190) in der Fassung des 
Hochschulreform-Weiterentwicklungsgesetzes vom 30. November 2004 (GV. 
NRW. S. 752) führen, werden keine Studienanfänger mehr aufgenommen; dies 
gilt nicht für Studiengänge nach Absatz 4 Satz 2. Für sonstige künstlerische 
Studiengänge kann das Ministerium in begründeten, auf die Besonderheiten der 
Kunst bezogenen Fällen Ausnahmen von Satz 1 vorsehen sowie zudem in 
begründeten Fällen die Frist nach Satz 1 um bis zu ein Jahr verlängern. 
(6) Die Kunsthochschule kann 
1. Studierende, die nach Ablauf des Eineinhalbfachen der generellen 
Regelstudienzeit des von ihnen studierten Studienganges noch in diesen 
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Studiengang eingeschrieben sind, zum Beginn des oder eines folgenden 
Semesters den Status eines in der Kunsthochschule eingeschriebenen 
Studierenden zuweisen; in diesem Falle sind sie nicht mehr in den Studiengang 
nach Halbsatz 1 eingeschrieben, 
2. Studierende, die ihr Studium über einen längeren Zeitraum nicht betreiben, 
exmatrikulieren; diese Voraussetzung ist in der Regel erfüllt, wenn die doppelte 
generelle Regelstudienzeit überschritten wurde oder in vier aufeinander 
folgenden Semestern keine Prüfungsleistung oder kein Leistungsnachweis 
erbracht wurde, oder 
3. die Berechtigung von Studierenden, am künstlerischen Hauptfachunterricht 
teilzunehmen und die künstlerische sowie künstlerisch-technische 
Schlüsselinfrastrukturen der Kunsthochschule in Anspruch zu nehmen, nach 
Ablauf der generellen Regelstudienzeit beschränken. 
Auf die generelle Regelstudienzeit nach Satz 1 werden jeweils Zeiten einer 
Beurlaubung nicht eingerechnet. In der Kunsthochschule eingeschriebene 
Studierende im Sinne des Satzes 1 Buchstabe a sind nach Maßgabe der 
Ordnung nach Satz 5 nicht berechtigt, an Lehrveranstaltungen teilzunehmen 
und die Einrichtungen der Kunsthochschule zu benutzen; § 44 Absatz 3 bleibt 
unberührt. In Fällen einer besonderen persönlichen Härte soll von der 
Zuweisung nach Satz 1 Nummer 1, der Exmatrikulation nach Satz 1 Nummer 2 
sowie der Beschränkung nach Satz 1 Nummer 3 abgesehen werden; bei der 
Entscheidung sind Belange im Sinne des § 50 Absatz 3 Satz 6 Nummer 1 und 2 
sowie durch vergleichbar schwerwiegende Umstände veranlasste Belange 
angemessen zu berücksichtigen. Zur Verbesserung der Studiensituation ihrer 
Studierenden und zur Sicherung der Qualität der Lehre und der Kunst regelt die 
Kunsthochschule das Nähere durch Ordnung, die auch Prüfungsordnung sein 
kann. 
 
§ 53 KunstHG Regelstudienzeit 
(1) Regelstudienzeit ist die Studienzeit, innerhalb der ein Studiengang 
abgeschlossen werden kann. Sie schließt integrierte Auslandssemester, 
Praxissemester und andere berufspraktische Studienphasen sowie die 
Prüfungsleistungen ein. Sie ist maßgebend für die Gestaltung der Studiengänge 
durch die Kunsthochschule, für die Sicherstellung des Lehrangebots, für die 
Gestaltung des Prüfungsverfahrens sowie für die Ermittlung und Feststellung 
der Ausbildungskapazitäten und die Berechnung von Studierendenzahlen bei 
der Hochschulplanung. 
(1a) Die Regelstudienzeit berechnet sich nach Maßgabe des Absatzes 2 Satz 1 
bis 4 oder des Absatzes 3 (generelle Regelstudienzeit) oder nach Maßgabe des 
§ 54a Absatz 3 (individualisierte Regelstudienzeit). Im Falle des § 54a Absatz 3 
ist die erhöhte oder die geregelte Regelstudienzeit für die jeweilige Studierende 
oder den jeweiligen Studierenden die Regelstudienzeit des Studienganges im 
Sinne des Absatzes 1 Satz 1 und 2. 
(2) Die generelle Regelstudienzeit in Studiengängen, die mit einem 
Bachelorgrad abgeschlossen werden und zu einem ersten 
berufsqualifizierenden Abschluss führen, beträgt mindestens sechs und 
höchstens acht Semester. In Studiengängen, die mit einem Mastergrad 
abgeschlossen werden und zu einem weiteren berufsqualifizierenden Abschluss 
führen, beträgt die generelle Regelstudienzeit mindestens zwei und höchstens 
vier Semester; ihnen soll ein mit dem Bachelorgrad abgeschlossener 
Studiengang vorausgehen. Die generelle Gesamtregelstudienzeit konsekutiver 
Studiengänge nach Satz 1 und 2 beträgt höchstens zehn Semester. Darüber 
hinausgehende Regelstudienzeiten können vom Ministerium festgesetzt 
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werden, wenn insgesamt künstlerische Studienanteile vorliegen, die dies 
begründen. § 54a Absatz 3 bleibt jeweils unberührt. 
(3) Die Absätze 1 bis 2 gelten entsprechend für Studiengänge, die mit einer 
durch Landesrecht geregelten staatlichen Prüfung abgeschlossen werden, 
soweit nicht landes- oder bundesgesetzlich etwas anderes geregelt ist. 
 
§ 54a KunstHG Studium in Teilzeit; Teilzeitstudium 
(1) Die Kunsthochschule soll das Lehrangebot so organisieren, dass das 
Studium auch als Teilzeitstudium erfolgen kann. 
(2) Die Kunsthochschule prüft, ob und inwieweit die von ihr angebotenen 
Studiengänge für ein Studium in Teilzeit geeignet sind; Absatz 1 bleibt 
unberührt. Die Liste der für ein Studium in Teilzeit geeigneten Studiengänge ist 
in geeigneter Weise zu veröffentlichen. 
(3) In der Prüfungsordnung kann für Studierende in Teilzeit nach § 40 Absatz 7 
eine individualisierte Regelstudienzeit in vollen Semestern geregelt werden, 
deren Dauer dem Verhältnis der Arbeitsbelastung des Studierenden in Teilzeit 
zu der Arbeitsbelastung eines Studierenden in Vollzeit und damit der generellen 
Regelstudienzeit dem Verhältnis nach entspricht. 
(4) Die Einschreibungsordnung kann vorsehen, dass Studierende in Teilzeit 
nach § 40 Absatz 7 innerhalb ihres gewählten Studienganges nur entsprechend 
dem Verhältnis der generellen Regelstudienzeit zu ihrer individualisierten 
Regelstudienzeit zum Besuch von Lehrveranstaltungen berechtigt sind, Studien- 
und Prüfungsleistungen erbringen können, Teilnahmevoraussetzungen im Sinne 
des § 56 Absatz 2 Nummer 2 oder Leistungspunkte erwerben oder Prüfungen 
ablegen können; § 51 bleibt ansonsten unberührt. 
 
§ 55 KunstHG Prüfungen 
(1) Der Studienerfolg wird durch Hochschulprüfungen, staatliche oder kirchliche 
Prüfungen festgestellt, die studienbegleitend abgelegt werden sollen; während 
der Prüfungen müssen die Studierenden eingeschrieben sein. 
Prüfungsleistungen im Rahmen eines Leistungspunktesystems werden benotet, 
mit Leistungspunkten versehen und um eine Bewertung nach der Europäischen 
Credit-Transfer-System (ECTS)-Bewertungsskala ergänzt; diese Bewertung 
nach der ECTS-Bewertungsskala kann auf die Vergabe der Gesamtnote 
beschränkt werden. Die Höhe der zu vergebenden Leistungspunkte gibt den 
durchschnittlichen Arbeitsaufwand der Studierenden für alle zum Modul 
gehörenden Leistungen wieder. 
(2) Die Prüfungsordnungen können vorsehen, dass Leistungen von Prüfungen, 
die im ersten Semester oder in den ersten beiden Semestern abgelegt worden 
sind, nicht benotet werden oder dass ihre Benotung nicht in die Gesamtnote 
einfließt. 
(3) Prüfungstermine sollen so angesetzt werden, dass infolge der Terminierung 
keine Lehrveranstaltungen ausfallen. 
(4) Studierenden des gleichen Studienganges soll bei mündlichen Prüfungen die 
Teilnahme als Zuhörerinnen und Zuhörer ermöglicht werden, sofern nicht eine 
Kandidatin oder ein Kandidat widerspricht. Die Teilnahme erstreckt sich nicht auf 
die Beratung und Bekanntgabe des Prüfungsergebnisses an die Kandidatinnen 
und Kandidaten. Das Nähere regelt die Prüfungsordnung. 
(5) Die Kunsthochschulen und die staatlichen Prüfungsämter können von den 
Prüfungskandidatinnen und Prüfungskandidaten eine Versicherung an Eides 
Statt verlangen und abnehmen, dass die Prüfungsleistung von ihnen 
selbständig und ohne unzulässige fremde Hilfe erbracht worden ist. Wer 
vorsätzlich 
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1. gegen eine die Täuschung über Prüfungsleistungen betreffende Regelung 
einer Hochschulprüfungsordnung oder 
2. gegen eine entsprechende Regelung einer staatlichen Prüfungsordnung 
verstößt, handelt ordnungswidrig. Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer 
Geldbuße von bis zu 50.000 Euro geahndet werden. Zuständige 
Verwaltungsbehörde für die Verfolgung und Ahndung von Ordnungswidrigkeiten 
nach Satz 2 Nummer 1 ist die Kanzlerin oder der Kanzler sowie nach Satz 2 
Nummer 2 das staatliche Prüfungsamt. Im Falle eines mehrfachen oder 
sonstigen schwerwiegenden Täuschungsversuches kann der Prüfling zudem 
exmatrikuliert werden. 
(6) Die Kunsthochschulen überprüfen regelmäßig Prüfungsanforderungen und 
Prüfungsverfahren mit dem Ziel, dass die letzte Prüfung innerhalb der 
Regelstudienzeit vollständig abgeschlossen werden kann. 
(7) Für den Nachweis der krankheitsbedingten Prüfungsunfähigkeit reicht eine 
ärztliche Bescheinigung über das Bestehen der Prüfungsunfähigkeit hin, es sei 
denn, es bestehen zureichende tatsächliche Anhaltspunkte, die eine 
Prüfungsfähigkeit als wahrscheinlich annehmen oder einen anderen Nachweis 
als sachgerecht erscheinen lassen. Bestehen derartige Anhaltspunkte, ist die 
Hochschule berechtigt, auf ihre Kosten eine ärztliche Bescheinigung einer 
Vertrauensärztin oder eines Vertrauensarztes der Hochschule zu verlangen; die 
oder der Studierende muss zwischen mehreren Vertrauensärztinnen oder 
Vertrauensärzten wählen können. Eine Einholung amtlicher Bescheinigungen, 
Zeugnisse oder Gutachten der unteren Gesundheitsbehörden nach § 19 des 
Gesetzes über den öffentlichen Gesundheitsdienst des Landes Nordrhein-
Westfalen findet nicht statt. 
(8) Die Grundordnung kann zulassen oder vorsehen, dass in dem 
Prüfungsausschuss Vertreterinnen und Vertreter der Gruppe nach § 12 Absatz 1 
Satz 1 Nummer 3 nicht vertreten sein müssen und dass abweichend von § 13 
Absatz 1 Satz 5 dem Prüfungsausschuss auch Mitglieder des Fachbereichs 
angehören dürfen, die nicht Mitglieder des Fachbereichsrats sind. Wenn an der 
Kunsthochschule keine Fachbereiche bestehen, gilt Satz 1 für die Mitglieder der 
Hochschule, die keine Mitglieder des Senats sind, entsprechend. 
 
§ 55a KunstHG Anerkennung von Prüfungsleistungen und 
Studienabschlüssen 
(1) Prüfungsleistungen, die in Studiengängen an anderen staatlichen oder 
staatlich anerkannten Hochschulen, an staatlichen oder staatlich anerkannten 
Berufsakademien, in Studiengängen an ausländischen staatlichen oder staatlich 
anerkannten Hochschulen oder in einem anderen Studiengang derselben 
Hochschule erbracht worden sind, werden auf Antrag anerkannt, sofern 
hinsichtlich der erworbenen Kompetenzen kein wesentlicher Unterschied zu den 
Leistungen besteht, die ersetzt werden; eine Prüfung der Gleichwertigkeit findet 
nicht statt. Das Gleiche gilt hinsichtlich Studienabschlüssen, mit denen 
Studiengänge im Sinne des Satzes 1 abgeschlossen worden sind. Die 
Anerkennung im Sinne der Sätze 1 und 2 dient der Fortsetzung des Studiums, 
dem Ablegen von Prüfungen, der Aufnahme eines weiteren Studiums oder der 
Zulassung zur Promotion. 
(2) Es obliegt der antragstellenden Person, die erforderlichen Informationen 
über die anzuerkennende Leistung bereitzustellen. Die Beweislast dafür, dass 
ein Antrag im Sinne des Absatzes 1 die Voraussetzungen für die Anerkennung 
nicht erfüllt, liegt bei der Stelle, die das Anerkennungsverfahren durchführt. 
(3) Entscheidungen über Anträge im Sinne des Absatzes 1 werden innerhalb 
einer von der Kunsthochschule im Voraus festgelegten angemessenen Frist 
getroffen. 
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(4) Auf der Grundlage der Anerkennung nach Absatz 1 kann und auf Antrag der 
oder des Studierenden muss die Hochschule in ein Fachsemester einstufen, 
dessen Zahl sich aus dem Umfang der durch die Anerkennung erworbenen 
ECTS-Leistungspunkte im Verhältnis zu dem Gesamtumfang der im jeweiligen 
Studiengang insgesamt erwerbbaren ECTS-Leistungspunkten ergibt. Ist die 
Nachkommastelle kleiner als 5, wird auf ganze Semester abgerundet, 
ansonsten wird aufgerundet. 
(5) Wird die auf Grund eines Antrags im Sinne des Absatzes 1 begehrte 
Anerkennung versagt, kann unbeschadet der verfahrens- oder 
prozessrechtlichen Fristen die antragstellende Person eine Überprüfung der 
Entscheidung durch das Rektorat beantragen, soweit die Anerkennung nicht 
einen Studiengang betrifft, der mit einer staatlichen oder kirchlichen Prüfung 
abgeschlossen wird; das Rektorat gibt der für die Entscheidung über die 
Anerkennung zuständigen Stelle eine Empfehlung für die weitere Behandlung 
des Antrags. 
(6) Soweit Vereinbarungen und Abkommen der Bundesrepublik Deutschland mit 
anderen Staaten über Gleichwertigkeiten im Hochschulbereich 
(Äquivalenzabkommen) Studierende ausländischer Staaten abweichend von 
Absatz 1 begünstigen, gehen die Regelungen der Äquivalenzabkommen vor. 
(7) Auf Antrag kann die Kunsthochschule sonstige Kenntnisse und 
Qualifikationen auf der Grundlage vorgelegter Unterlagen anerkennen, wenn 
diese Kenntnisse und Qualifikationen den Prüfungsleistungen, die sie ersetzen 
sollen, nach Inhalt und Niveau gleichwertig sind. 
(8) Die Kunsthochschulen stellen in Ansehung des gegenseitigen Vertrauens auf 
die Qualitätssicherung in den Kunsthochschulen und der Qualitätssicherung von 
Studiengängen sicher, dass die Verfahren und Kriterien, die bei der 
Anerkennung von Prüfungsleistungen und Studienabschlüssen angewendet 
werden, durchschaubar, einheitlich und zuverlässig sind. 
 

Anmerkungen Zeile 1: 
 Immatrikulationsvoraussetzungen vollständig 
 Regelungen mit besonderem Bezug zu ausländischen 

Studierenden/Studierenden an ausländischen Hochschulen bzw. mit dem 
Fokus Sprache durch (nur hier eingefügte, im Gesetzestext nicht enthaltene) 
Unterstreichungen hervorgehoben 

 Regelungen zu Zulassungs-/Eignungsfeststellungsprüfungen durch (nur hier 
eingefügte, im Gesetzestext nicht enthaltene) doppelte Unterstreichungen 
hervorgehoben  


